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Wortprotokoll 13. Sitzung des Gemeinderats Kreuzlingen der Amtsperiode 2019/2023
21. Legislaturperiode

Donnerstag, 11. Marz 2021, 19.00 Uhr
im Dreispitz Sport- und Kulturzentrum

Anwesend 40 Mitglieder des Gemeinderats
5 Mitglieder des Stadtrats

Entschuldigt -

Absolutes Mehr 21

Spater eingetroffen GR Georg Schulthess (19.03 Uhr)

Vorzeitig weggegangen -

Vorsitz GRP Alexander Salzmann

Protokoll Stadtschreiber Michael Stahl, Stefanie Frey
Traktanden

Protokollgenehmigung
1. Protokoll der Sitzung vom 21. Januar 2021

Einblrgerungen gemass Beilage

Al Naemi, Huda

Amiti, Dielza

Bistricky, Tanja

Fischenich, Frank

Gashi, Arlind

Heiss geb. Krieg, Karolin / Heiss, Jurgen / Heiss, Theo / Heiss, Irma
Mancuso geb. Boroday, Liana

Sandl, Ida

Schneider, Alexander / Schneider, Valentina / Schneider, Jason
Suss, Stefan / Suiss, Andrea / Suss, Leon
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Wahlen
12. Ersatzwahl in die Kommissionen

Botschaften
13.  Weiterentwicklung der Liegenschaft Schiesser
a. Uberflihrung der Liegenschaft Schiesser (Parzelle Nr. 242) aus dem Landkreditkonto in
das Verwaltungsvermdogen in Hoéhe von CHF 4.87 Mio. zuhanden der Volksabstimmung
b. Beitrag an den Kulturbetrieb Kult-X fuir drei Jahre in Hohe von insgesamt CHF 750'000.-
(CHF 250'000.-/Jahr) zuhanden der Volksabstimmung
. Planungskredit fir die nédchsten baulichen Sanierungs- und Umbauetappen der Liegen-

schaft Schiesser fur den zukinftigen Kulturbetrieb in Héhe von CHF 220'000.- vorbe-
haltlich der Zustimmung der Volksabstimmung zu Lit. a.
13.1. Nachtragskredit von CHF 500'000.— fiir die Bildung eines Corona-Fonds

Interpellationen
14. Interpellation "Baden im Seeburgpark" / Beantwortung

Verschiedenes
15. Verschiedenes

Der Ratsprasident begrisst die Anwesenden zur heutigen Gemeinderatssitzung.

Der Ratsprasident: Liebe Gemeinderate, lieber Stadtrat, sehr geehrte Einbirgerungswillige, sehr ge-
ehrte Damen und Herren, ich begrisse Sie zur 13. Sitzung der 21. Legislaturperiode des Gemeinderats
der Stadt Kreuzlingen. Ein ganz herzliches Willkommen an unsere neue Gemeinderatin Addisa Hebei-
sen, die fiir Alt-Gemeinderatsprasident Dino Lioi nachgerutscht ist. Ich wiinsche dir viel Spass bei uns
im Gemeinderat, beim Kampf um Mehrheiten — das ist hier das Geschaft. Vorweg eine kleine Informa-
tion: Ich habe letztes Mal gesagt, dass die Mdglichkeit besteht, die noch offenen einfachen Anfragen in
Interpellationen umzuwandeln. Dies wurde lediglich in einem Fall wahrgenommen, namlich bei der
ehemaligen einfachen Anfrage der SP mit dem Titel "Baden im Seeburgpark". Alle anderen einfachen
Anfragen bleiben einfache Anfragen.

Traktandenliste

Der Ratsprasident stellt die Traktandenliste zur Diskussion.
Die Traktandenliste wird stillschweigend genehmigt.
Protokollgenehmigung

1.  Protokoll der Sitzung vom 21. Januar 2021

Abstimmung
Das Protokoll wird mit 37 Ja-Stimmen bei 3 Enthaltungen genehmigt.
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Einbuirgerungen gemaéss Beilage

Der Ratspréasident: Es liegen keine schriftlich begriindeten Einwénde zu den Einbiirgerungsantragen
vor.

2. Al Naemi, Huda

Entscheid
Al Naemi, Huda wird das Burgerrecht der Stadt Kreuzlingen erteilt.

3. Amiti, Dielza

Entscheid
Amiti, Dielza wird das Blrgerrecht der Stadt Kreuzlingen erteilt.

4.  Bistricky, Tanja

Entscheid
Bistricky, Tanja wird das Biirgerrecht der Stadt Kreuzlingen erteilt.

5. Fischenich, Frank

Entscheid
Fischenich, Frank wird das Burgerrecht der Stadt Kreuzlingen erteilt.

6.  Gashi, Arlind

Entscheid
Gashi, Arlind wird das Birgerrecht der Stadt Kreuzlingen erteilt.

7. Heiss geb. Krieg, Karolin / Heiss, Jirgen / Heiss, Theo / Heiss, Irma
Entscheid

Heiss geb. Krieg, Karolin / Heiss, Jurgen / Heiss, Theo / Heiss, Irma wird das Burgerrecht der Stadt
Kreuzlingen erteilt.

8.  Mancuso geb. Boroday, Liana

Entscheid
Mancuso geb. Boroday, Liana wird das Burgerrecht der Stadt Kreuzlingen erteilt.

9. Sandl, Ida

Entscheid
Sandl, Ida wird das Burgerrecht der Stadt Kreuzlingen erteilt.
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10. Schneider, Alexander / Schneider, Valentina / Schneider, Jason

Entscheid
Schneider, Alexander / Schneider, Valentina / Schneider, Jason wird das Burgerrecht der Stadt Kreuz-
lingen erteilt.

11. Siss, Stefan / Siiss, Andrea / Suss, Leon

Entscheid
Suss, Stefan / Suss, Andrea / Suss, Leon wird das Blrgerrecht der Stadt Kreuzlingen erteilt.

Der Ratsprasident: Ganz herzlich willkommen zu lhrem Burgerrecht der Stadt Kreuzlingen. Engagieren
Sie sich in Kreuzlingen. Ich glaube, jede Partei und politische Vereinigung ist froh um neue Mitglieder.
Alle sind froh, wenn man Unterschriften sammelt und abstimmt. Engagieren Sie sich politisch fir unser
Gemeinwesen und selbstverstandlich auch zu Ihrem eigenen Wohl.

Wahlen
12. Ersatzwahl in die Kommissionen

Der Ratsprasident: Aufgrund des Wechsels von Dino Lioi zu Addisa Hebeisen haben wir Ersatzwahlen
in die Kommissionen vorzunehmen. Es liegt ein Vorschlag gemaéss Tischvorlage vor.

Abstimmung
Die Ersatzwahl wird mit 39 Ja-Stimmen bei 1 Enthaltung genehmigt.

Botschaften
13. Weiterentwicklung der Liegenschaft Schiesser
a. Uberfiihrung der Liegenschaft Schiesser (Parzelle Nr. 242) aus dem Landkreditkonto in
das Verwaltungsvermdgen in Héhe von CHF 4.87 Mio. zuhanden der Volksabstimmung
b. Beitrag an den Kulturbetrieb Kult-X fur drei Jahre in Hohe von insgesamt CHF 750'000.—-
(CHF 250'000.-/Jahr) zuhanden der Volksabstimmung
C. Planungskredit fir die nachsten baulichen Sanierungs- und Umbauetappen der Liegen-

schaft Schiesser fiir den zukinftigen Kulturbetrieb in Hohe von CHF 220'000.- vorbehalt-
lich der Zustimmung der Volksabstimmung zu Lit. a.

Eintreten ist unbestritten.

SR Raggenbass: Gemeinderat und Stadtrat haben den Auftrag, der Bevolkerung Leben und Arbeiten in
einer attraktiven und lebenswerten Stadt zu ermdglichen. Dazu setzen sie sich politisch verantwortli-
che Ziele. Der Stadtrat hat sich im Richtplan in der Siedlungsausstattung ein raumplanerisches Ziel ge-
setzt, das Schiesserareal in ein Kulturzentrum mit einer Mischnutzung Kultur, Gewerbe und Wohnen
auszubauen, also eine gewerbliche und kulturelle Entwicklung mitten in der Stadt, im Zentrum von
Kreuzlingen zu machen. Ziel eines Kulturzentrums, das heute schon grosse Angebot an einem zentralen
Ort zu konzentrieren, die verschieden ausgestatteten Raume Kulturvereinen als Spielort, Proberaum
und Lager zu bieten, Plattform, Austausch und Zusammenarbeit. Ein Mehrspartenhaus, gefuhrt durch
den Trégerverein, der alle Vereine umfasst. Dieses Ziel wurde in den letzten Jahren konsequent ver-
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folgt, dokumentiert und in den vergangenen Jahren zum heutigen Stand aufgebaut. Ziel der vorliegen-
den Botschaft: Klarung der Nutzung dieser Liegenschaft im Sinne der Stadtentwicklung, der weitere
Aufbau (Phase 2) des Kulturbetriebs in den néchsten drei Jahren sowie eine Kostenberechnung der
weiteren baulichen Massnahmen mittels Planungskredit. Die Litera a. und b. der Botschaft sind strittig.
Juristische Abklarungen konnten zur Einheit der Materie keine eindeutige Sachlage bringen. Litera c.
(Kredit) ist lI6sbar, je nachdem, wie a. und b. entschieden werden. Infolge der strittigen Fragen hat der
Stadtrat sich entschlossen, die Punkte a. Uberfilhrung und b. Beitrag in eine Frage zusammenzuneh-
men. Dies ist in der Tischvorlage 1 enthalten und beschrieben. In der gemeinsamen vorberatenden
Kommission FRK und GKS wurde intensiv tber die drei Fragen und die Zusammensetzung diskutiert.
Aus dieser Diskussion entstand die Tischvorlage 2. Diese entspricht auch dem grundséatzlichen Willen
des Stadtrats, das Projekt weiter voranzutreiben und zu entscheiden. Der Stadtrat beflirwortet daher
die Tischvorlage 2 und erachtet Tischvorlage 1 als gegenstandslos. Ich wiinsche mir an der heutigen
Sitzung, dass wir gemeinsam eine gute Losung fur die nicht einfachen Fragen finden, um dem Projekt
eine weitere Ausbau- und Entwicklungsmaglichkeit zu bieten.

Der Ratsprasident: Wie wir gehort haben, soll die Tischvorlage 1 als gegenstandslos erkléart werden.
Rein formell misste ein Antrag gestellt werden und wir missten daruber abstimmen. Erachtet ihr das
als notwendig? — Ich hdre nichts, somit kdnnen wir auch einmal nicht so ganz korrekt nach Reglement
vorgehen und die Tischvorlage wurde als gegenstandslos erklart. Es sei denn, es meldet sich jetzt noch
jemand.

GR Brandli: Ich denke, Gber den Antrag des Stadtrats, der jetzt zurickgenommen worden ist, sollte
man der Form halber abstimmen und ihn somit abschreiben. Dann haben wir es korrekt gemacht. Wir
haben einmal gesagt, was vom Stadtrat in den Gemeinderat oder in die vorberatenden Kommissionen
kommt, kann der Stadtrat nicht von sich aus einfach wieder zurticknehmen. Rein der Form halber
wirde ich den Vorschlag machen, nach den Fraktionsmeinungen tber den stadtratlichen Antrag abzu-
stimmen. Ich hoffe, dass ihr alle diesen ablehnt und dann héatten wir ihn abgeschrieben.

Der Ratsprasident: Somit werden wir es formal korrekt I6sen und ich tibergebe das Wort an den Spre-
cher der vorberatenden Doppelkommission GKS/FRK GR Brandli.

GR Brandli: Die Kommissionen GKS und FRK haben am 16. Februar 2021 gemeinsam Uber die vorlie-
gende Botschaft beraten. SR Raggenbass hat schon vieles vorweggenommen, so kann ich mein Votum
entsprechend kiirzer halten. Anwesend waren folgende Gaste: Jean Gradel, Prasident Kult-X, Christina
Forster, Geschaftsfuhrerin Kult-X, Dr. Hans Munz, Rechtsberater der Stadt Kreuzlingen zu Teilen der
Botschaft. Zuerst ging das Wort an die Vertreter des Kult-X, welche (ber die mittlerweile dreijahrige
Geschichte des Kult-X berichteten. Dabei kam klar heraus, dass 2020 der Betrieb Corona-bedingt sehr
stark eingeschrankt war. Trotzdem wurden die Rdume in dieser Zeit von einem 60-kopfigen Helferteam
in Eigenregie gemalt und aufgepeppt, damit sie wieder einen guten Eindruck machen. Trotz Corona
wurden 2020 rund 58 Veranstaltungen durchgefiihrt, 50 Veranstaltungen mussten aus diversen Griin-
den abgesagt werden. Zur Anzahl der Teilnehmenden konnen leider keine genauen Zahlen genannt
werden, da sie kein Ticketing praktizieren und eher auf Kollekte setzen, was anscheinend auch den
Besuch von Gésten aus Konstanz befliigelt. Aktuell finden Corona geschuldet nur Familienveranstaltun-
gen statt. Es ist aber geplant, dass die in Betracht gezogenen rund 293 Veranstaltungen in 18 Formaten
von 19 Vereinen stattfinden, sobald es zugelassen ist. Herr Gradel stellte uns das Leitbild des Kult-X vor
und warf einige Fragen in den Raum des Rathauses. Zum Beispiel, warum das Areal vom Finanzvermo-
gen ins Verwaltungsvermogen Uberfiihrt werden musse, warum man, obwohl das Areal bereits gekauft
sei, noch Miete bezahlen miisse und ob die notwendigen Ressourcen fir den Abstimmungskampf vor-
handen seien. Seit einem Jahr ist es fir die Kiinstler und Veranstalter ausserordentlich schwierig, weil
sie — wir wissen es — offenbar nicht systemrelevant sind. Das war in etwa auch das Schlusswort von
Herrn Gradel. Die Botschaft wurde anschliessend durch die beiden Kommissionen gemeinsam behan-
delt. Dabei wurde zuerst der Antrag des Stadtrats — die heutige Tischvorlage — vom 16. Februar 2016
behandelt. Das Thema ist die Uberschreitung der Finanzkompetenz des Gemeinderats, die Einheit der
Materie und betreffend Landkreditkonto, das alles im Zusammenhang mit der Volksabstimmung. Auf
eine Schilderung tiber den Antrag des Stadtrats, die diversen Ausserungen betreffend die Einheit der
Materie und die l&ngere Diskussion in der Kommission verzichte ich in Anbetracht, dass anschliessend
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an mein Votum noch viele weitere Voten folgen. Dies wiirde nur zu Unsicherheiten fiihren. Die Einzel-
heiten lasse ich weg, diese konnt ihr dem Protokoll entnehmen. Die Kommission fand folgenden Kon-
sens: Literaa., Litera b. und Litera c. der urspriinglichen Botschaft sollen einzeln bestehen bleiben, wie
es jetzt in der Botschaft ist. Litera a. zuhanden der Volksabstimmung, Litera b. ebenfalls zuhanden der
Volksabstimmung und Litera c. vorbehéltlich der Zustimmung zu Litera a. So sollten der Titel und der
Antrag der Botschaft lauten. Demzufolge wurde der Antrag des Stadtrats gemaéss Tischvorlage 1 mit
6 Ja-Stimmen gegen 11 Nein-Stimmen klar abgelehnt. In der materiellen Beratung wurden diverse Fra-
gen zur Botschaft gestellt. Beteiligt sich Konstanz am Kult-X? Die Antwort lautete, man stehe mit Kon-
stanz nicht in Verbindung, was das Kult-X anbelangt und man habe wenig Hoffnung, dass von finanzi-
eller Seite her etwas von Konstanz komme. Eine Leistungsvereinbarung mit dem Kanton gibt es aktuell
noch keine. Beleuchtet wurde auch der Gastrobereich, wo Ausgaben und Einnahmen im Moment in
keinem guten Verhaltnis zueinanderstehen, das sicher auch Corona-bedingt. Weiter tauchten Fragen
betreffend Konkurrenz zu anséssigen Gastrobetrieben auf. In Beilage 6 werden Kapitaldienstkosten ver-
misst. Bei Beilage 10 wurden die Veranstaltungen thematisiert, des Weiteren natirlich die Selbststan-
digkeit des Kult-X auch im Hinblick auf eine finanzielle Unabhéangigkeit in Zukunft, wobei das Sponsoring
in der heutigen Zeit klar ein Problem darstellt. Wenn es der Wirtschaft schlecht geht, ist man auch nicht
so bereit, grosses Sponsoring zu betreiben. Davon ist das Kult-X sehr schwer betroffen. In der Bei-
lage 15, Kostenzusammenstellung der Planung, wurde das weitere Vorgehen skizziert. GR Ruedi Herzog
stellte folgenden Abanderungsantrag: "Die Botschaft ist so anzupassen, dass Litera a. und b. der Volks-
abstimmung unterbreitet werden, Litera c. vorbehaltlich der Zustimmung zu Litera a." Das Abstim-
mungsresultat ergab: Litera a. mit dem Zusatz "zuhanden der Volksabstimmung" wird mit 16 Ja gegen
1 Nein genehmigt; Litera b. mit dem Zusatz "zuhanden der Volksabstimmung" wird mit 15 Ja gegen 1
Nein bei 1 Enthaltung genehmigt; Litera c. mit dem Zusatz "vorbehéltlich der Zustimmung der Volksab-
stimmung zu Litera a." wird mit 15 Ja gegen 1 Nein bei 1 Enthaltung genehmigt. In Vertretung der
vorberatenden Kommission werde ich die Abanderungsantrage nach der materiellen Beratung beim
Riickkommen stellen. Ich bitte den Gemeinderatsprasidenten jetzt schon, dies vorzumerken und mir
im richtigen Moment das Wort zu erteilen.

GR R. Herzog: Die vorliegende Botschaft wurde von unserer Fraktion sehr eingehend beraten. Im Kern
geht es eigentlich darum, vielen Kreuzlinger Vereinen aus unterschiedlichen Branchen der Kultur einen
Ort zur Verfligung zu stellen, wo sie sich einrichten, tiben und auftreten kénnen, gleichzeitig aber auch
einen Ort zur Verfligung zu stellen, wo die Bevélkerung von Kreuzlingen und aus der Umgebung von
Kreuzlingen kulturelle Angebote geniessen kann. Dem Verein Kult-X ist es innerhalb von relativ kurzer
Zeit gelungen, ein sehr umfangreiches, spannendes Programm oder Angebot zu kreieren, welches auf
gute Resonanz stiess, bis dann leider die Pandemie dazwischenkam. Der Stadt steht im Schiesser eine
Liegenschaft zur Verfligung, die in geradezu idealer Weise eine Tagesnutzung durch Gewerbe und In-
stitutionen, durch externe Mieter also, kombiniert mit einer vorwiegenden Abend- oder spateren
Nachmittagsnutzung durch Vereine verbindet, mit anderen Worten ein kulturelles Angebot. Eine Lie-
genschaft also, wo Mietertrdge generiert werden kdnnen und eine Liegenschaft, die sich zumindest
teilweise so auch selbst finanziert. Kult-X als Verein ist ebenfalls Mieter, das muss ganz klar betont wer-
den. Das ist ein ganz zentraler Punkt, auf den ich spater noch zuriickkommen werde. Sie erhalten einen
stadtischen Beitrag in Form von subventionierten Mieten. Um es klar zu sagen, die Liegenschaft ist eine
gute Kapitalanlage an einer guten Lage in der Stadt. Im Endeffekt ist es also wirtschaftlich eine gute
Losung, besser, als wenn X Vereine an X verschiedenen Orten in X verschiedenen Lokalen sich einmie-
ten mussen, ihre Lokalitdten nur teilweise nutzen, weil sie der einzige Verein an diesem Ort sind und
nicht jeden Tag oder jeden Nachmittag das Objekt mieten. Dies zeigt, da verschiedene Vereine an ver-
schiedenen Orten mit subventionierten Mieten unterstiitzt werden mussten, ist es eigentlich sinnvoll,
wie das von sehr vielen verschiedenen Seiten schon lange gefordert wurde, das Angebot zu biindeln
und an einem Ort zusammenzufassen. Das Zusammenwirken von verschiedenen Kulturvereinen war
immer und ist auch jetzt noch erklartes Ziel. Der enorme geleistete Einsatz bei den bisherigen Arbeiten
der verschiedenen beteiligten Vereine und Institutionen zur sanften Renovation der Raumlichkeiten
zeigt auch auf, dass man hier markante Fortschritte im Bereich der Zusammenarbeit erzielen konnte
und sich daraus ein gemeinsamer Mehrwert ergibt. In der Vorberatung in der Kombikommission und
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in der Beratung in unserer Fraktion zeigte sich leider aber auch, dass die vorliegende Botschaft enorm
komplex ist, insbesondere im Hinblick auf eine Volksabstimmung. Sehr viele rechtliche Fragen wurden
aufgeworfen, zum Teil schllssig beantwortet, zum Teil auch nicht so ganz schlissig zu beantworten.
Sollen die Abstimmungsfragen getrennt werden? Mussen sie wegen des Gebots der Einheit der Mate-
rie aufgeteilt werden? Oder dirfen sie eben wegen der Einheit der Materie gerade nicht aufgeteilt
werden? Welche Kreditlimiten gelten, CHF 2 Mio. oder CHF 5 Mio.? Wieso ist die Ubertragung aus dem
Landkreditkonto heraus nicht schon friiher erfolgt? Oder ist es umgekehrt jetzt vielleicht sogar noch zu
fruh fuir eine solche Ubertragung? Sehr viele offene Fragen, schwierige Fragen und insbesondere im
Hinblick auf eine Volksabstimmung eine ganz schwierige Ausgangslage, wie man das verstandlich ma-
chen kann, sodass man letztlich weiss, tiber was man abstimmt und welches Ja oder Nein welche Wir-
kung hat. Wer versteht denn schon den Mechanismus, wieso man dartber abstimmen muss, CHF 4.8
Mio. zu bewilligen flir eine Liegenschaft, die bereits im Besitz der Stadt ist? Das ist nicht so ganz einfach
zu kommunizieren und zu verstehen. Die SP stellt sich klar und unmissverstandlich hinter das Kultur-
zentrum im Schiesser und dankt allen Beteiligten, die in den letzten Monaten und Jahren dabei gehol-
fen haben, die Raume zu renovieren und den Betrieb in Gang zu bringen, ganz herzlich. Wir werden
uns dafir einsetzen, dass der Betrieb im Schiesser weitergefiihrt und weiter ausgebaut werden kann
und auch, dass gleichzeitig Klarheit dartiber geschaffen werden kann, welche betrieblichen und bauli-
chen Anpassungen kiinftig notig sein werden, um die Anlage in einen definitiven Betrieb tUberfiihren
zu kénnen. Zur Frage der Ubertragung der Liegenschaft aus dem Landkreditkonto ins Verwaltungsver-
maogen werden wir uns zu gegebener Zeit noch sehr eingehend und pointiert dussern und einen ent-
sprechenden Antrag einreichen.

GR Portmann: Die FDP/CVP/EVP-Fraktion hat die Botschaft am letzten Montag eingehend diskutiert
und auch studiert. Was komplex ist, ist komplex, aber man findet immer eine Losung. Man ist absolut
der Meinung, dass die Abstimmung Uber die drei Punkte a., b. und c. sein muss sowie a. und b. vor das
Volk mussen. Nach so viel Vorarbeit und Investition von Steuergeldern von SR Raggenbass in diese
Projektphase muss jetzt das Volk dazu befragt werden. Denn eines muss uns bewusst sein, es ist nicht
unser Geld, sondern das des Steuerzahlers. Man muss aber auch ein sehr gutes Auge auf das Kult-X
werfen, denn uns ist es schon nicht ganz wohl, wenn man sieht, wie das jetzt betriebswirtschaftlich
gefiihrt wird. Sie haben sich Miihe gegeben, sie haben vermutlich aber auch vieles aus den Augen ver-
loren. Da ist der Stadtrat sicher gefordert, im Betriebskonzept den Punkt der Wirtschaftlichkeit gut zu
verankern. Obwohl uns bewusst ist, dass man das Kult-X nie selbsttragend aufstellen kann, muss das
bestmdgliche Betriebsergebnis herauskommen und es auch so gefuhrt werden. Gleichzeitig haben wir
das in der vorberatenden Kommission gesehen. Es darf nicht passieren, dass man fir CHF 9'000 Le-
bensmittel kauft und nur CHF 3'000 Einnahmen aus dem Gastrobereich hat, auch wenn Corona kam,
heutzutage kann man als Gastronom auch vieles retourgeben. Gleichzeitig miissen wir auch schauen,
dass ein Beitrag von der Stadt Konstanz kommt, denn auch wir Kreuzlinger investieren sehr viel Geld in
Konstanz, zum Beispiel in die Philharmonie. Das kostet uns mehrere Zehntausend Franken. Wenn Kon-
stanz nicht bereit ist, sich zu beteiligen, mussen wir uns Uberlegen, ob wir die Betrage, die wir dort
draussen bezahlen, lieber furs Kult-X investieren und in Kreuzlingen belassen, denn dann ist es némlich
fur die Kreuzlinger. Gleichzeitig muss man auch schauen, dass ein neues Ticketingsystem eingefuhrt
wird. Es kann nicht sein, dass man nur von Kollekten lebt, denn auch die Kultur hat ihren Preis und man
darf sich nicht unter Wert verkaufen. Das macht man zum jetzigen Zeitpunkt, wenn man nur durch
Kollekten lebt. Das Ergebnis der Abstimmung, nach den drei Punkten a., b. und c. ist die FDP/CVP/EVP-
Fraktion eher fur die Botschaft.

GR Hummel: Unsere Fraktion hat sich mit diesem Geschéft intensiv befasst. Und ausnahmsweise fange
ich jetzt einmal hinten an, némlich mit dem Resultat. Unsere Fraktion wird dem Ab&nderungsantrag
der FRK/GKS betreffend Abstimmungsprozedere einstimmig zustimmen. Unsere Fraktion méchte in je-
dem Fall eine Volksabstimmung tber die Punkte a. und b. dieser Vorlage, unabhéngig davon, ob der
Gemeinderat zustimmt oder nicht. Aber fur die Geschafte selber, die Litera a., b. und c., kdnnen wir
unsere Zustimmung leider nicht geben. Wie wir zu diesem Ergebnis gekommen sind, méchte ich doch
noch ein bisschen naher erklaren. Zu Litera a. Uberfiihrung der Liegenschaft aus dem Landkreditkonto
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ins Verwaltungsvermégen: Uns ist bewusst, dass hier ein etwas grenzwertiger Zustand behoben wer-
den soll. Aber da die Uberfilhrung schon langst hatte stattfinden missen, man aber aus taktischen
Grunden davon absah, kommt es jetzt auf ein Jahr friiher oder spater auch nicht mehr an. Wir haben
uns nadmlich gefragt, was passieren soll, falls das Volk die Unterstiitzung des Kulturzentrums verweigert.
Da tun sich doch sehr viele Optionen auf. Man spricht zum Beispiel immer wieder von Wirtschaftsan-
siedlung, aber gleichzeitig von begrenzten Kapazititen an Land und Liegenschaften. Wir kénnten uns
vorstellen, dass man in dieser Liegenschaft Gewerberaume zu giinstigen Konditionen zum Beispiel an
Startups abgeben kénnte. In diesem Fall wirde die Liegenschaft ins Finanzvermégen gehdren. Oder
ganz aktuell, eventuell wiirde das Schiesserareal sich fur die Erweiterung der Stadtverwaltung eignen.
Dann ware es wiederum das Verwaltungsvermdgen. Es ware dumm, nimmt man zum Beispiel die Star-
tup-Variante, wenn man es jetzt ins Verwaltungsvermdgen Uberfiihren wirde und es anschliessend
wieder zurlick ins Finanzvermdgen Uberflhren musste. Zu Litera b. Beitrag an den Kulturbetrieb Kult-
X: In den néachsten drei Jahren soll der Kulturbetrieb Kult-X von der Stadt Kreuzlingen mit jéhrlich
CHF 250'000 unterstiitzt werden in Form von Mieterlass und einem Beitrag. Gemaéss Finanzplan rech-
net Kult-X bis 2024 mit einem jahrlichen Betriebsergebnis von +/- CHF 0 sowie mit Totaleinnahmen
zwischen CHF 400'000 und CHF 450'000. Davon soll nach Kult-X durchschnittlich 80 % durch die 6ffent-
liche Hand finanziert werden. Davon rund CHF 100'000 jahrlich durch den Kanton ans Kulturprogramm.
Eine Zusage vom Kanton gibt es aber nicht. Man stitzt diese Annahme auf den im Jahr 2020 einmalig
gesprochenen Beitrag von CHF 100'000. Gemaéss Stadtrat wurde der Beitrag des Kantons aber aufgeteilt
in CHF 25’0000 fir den Kulturbetrieb und CHF 75'000 fur die Infrastruktur. Wir wissen also nicht so
genau, wie man zur Annahme kommt, dass der Kanton jahrlich CHF 100'000 fir den Kulturbetrieb be-
zahlen soll. Auf die Frage, was passiert, wenn der Kanton keinen Beitrag spricht, wurde gesagt, dann
musse man probieren, das Sponsoring hochzufahren. Wir wissen selber, dass dies in der heutigen Zeit
nicht leicht ist, aber offenbar sieht man dort noch Potenzial. Da fragen wir uns schon auch, wieso man
das Thema nicht jetzt auch angeht, damit man die Stadtkasse ein bisschen entlasten kénnte. Dann
kénnen wir auch die Bruttomarge des Barbetriebs flir Getranke nicht nachvollziehen. Man rechnet mit
einer Marge von 28 %, ab 2023 nur noch mit 20 %. Normal wére bei einem reinen Barbetrieb mindes-
tens 70-80 %. Somit wird auch der Barbetrieb mit Steuergeldern subventioniert. Warum darf man ei-
gentlich mit Kultur kein Geld verdienen? Das Argument, wenn es zu teuer ist, konsumieren die Leute
nicht, Gberzeugt uns auch nicht, sonst miisste man namlich alle Gastrobetriebe in Kreuzlingen subven-
tionieren. Beteiligung von Konstanz: Gemaéss Jahresbericht Kult-X kommen viele Besucherinnen und
Besucher aus Konstanz. GR Portmann hat es bereits gesagt, man stehe mit Konstanz beziiglich einer
finanziellen Beteiligung fir das Kult-X nicht in Kontakt und habe wenig Hoffnung, von Konstanz etwas
zu erhalten. Aber Kreuzlingen profitiere schliesslich auch zum Beispiel vom Konstanzer Sinfonieorches-
ter und vom Stadttheater. Dazu muss man sagen, das Stadttheater erhalt von Kreuzlingen einen jahrli-
chen Beitrag von CHF 17'000, vom Kanton Thurgau / Lotteriefonds CHF 120000, das Sinfonieorchester
Philharmonie erhalt von der Stadt Kreuzlingen jahrlich CHF 30'000. Kreuzlingen ist also solidarisch mit
der Benutzung der Infrastruktur von Konstanz. Man betont hier immer die gute Partnerschaft mit Kon-
stanz, aber ich muss sagen, das ist eine ziemlich einseitige Partnerschaft. Ich habe mich dann noch ein
bisschen beziiglich KUK informiert. Da kann ich mich zwar irren, ich bin nicht ganz sicher. Ich habe ge-
googelt und eine Verbindung mit KUK Filmtheater mit Adresse in Schweinfurt hergestellt. Diese Insti-
tution betreibt in Schweinfurt in Deutschland neben Kinoverleih, Kinobetrieb eine Kneipe, vermietet
Raume und arbeitet geméass Homepage gewinnorientiert. In Kreuzlingen mietet das KUK zu einer sub-
ventionierten Miete Raumlichkeiten als Veranstalter mit eigenem Risiko, verlangt eine Kollekte, ver-
dient damit Geld und wenn er eventuell Steuern bezahlen muss, bezahlt er diese in Deutschland. Ob
noch weitere Veranstalter aus Deutschland hier Veranstaltungen machen, wissen wir nicht. Leistungs-
vereinbarung: Aus dem Jahresbericht des Kult-X geht hervor, dass man im Jahr 2019, also vor Corona
in einem normalen Jahr, rund 80 6ffentliche Veranstaltungen durchfiihren konnte. Jahr fir Jahr wurden
die Beitrage ans Kult-X erh6ht und sie bekamen ab 2021 noch zwei zusétzliche R&ume unentgeltlich.
Gemaéss neuer Leistungsvereinbarung unterstiitzt die Stadt das Kult-X dannzumal mit neu jahrlich
CHF 120000, 2021 waren es noch CHF 76'000 fir kulturelle Leistungen und CHF 130000 in Form von
subventionierter Miete, also CHF 250'000 insgesamt. Im Gegenzug muss der Verein die Kultur fordern,
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indem er mindestens 80 Veranstaltungen pro Jahr anbietet. Zusammengefasst: Sie erhalten mehr
Raum, mehr Geld, und die Zielsetzung bleibt gleich wie zuvor. Das geht fir uns nicht auf. Dann gibt es
noch eine einfache Rechnung. Bei 80 Veranstaltungen bezahlt der Kreuzlinger Steuerzahler einen Kul-
turbeitrag von CHF 1'500 pro Veranstaltung. Sonstige Folgekosten: Es ist nicht so, dass die Liegenschaft,
wenn sie im Verwaltungsvermdgen ist, kostenneutral betrieben werden kann. Mit Ausnahme von Bei-
lage 6 geht man mit keinem Wort auf die weiteren Kosten ein, die ein Betrieb dieser Liegenschaft als
Kulturzentrum verursacht. Aus der Beilage 6 ist ersichtlich, dass der Liegenschaftenunterhalt inklusive
Hauswartung, aber ohne Energie pro Jahr rund CHF 120'000 kostet. Die kalkulatorischen Zinsen belau-
fen sich auf rund CHF 25'000 und ganz vergessen wurden die Abschreibungen. Liegenschaften im Ver-
waltungsvermdgen muissen abgeschrieben werden. Nach unseren Berechnungen fallen pro Jahr ca.
CHF 220'000 Abschreibungen an. Somit ist mit zusatzlichen Folgekosten von rund CHF 350'000 bis
CHF 400000 zu rechnen. Dem gegentber stehen Einnahmen von nicht subventionierten Mieten, also
wirklich Mieteinnahmen, von rund CHF 100'000. Das heisst, die Nutzung des Schiesserareals, wie der
Stadtrat es sich vorstellt als Kulturzentrum, kostet den Steuerzahler jahrlich CHF 600'000 bis
CHF 650'000. Noch nicht berticksichtigt sind dabei die Kosten gemass Litera c. flir einen weiteren Aus-
bau. Ganz generell: Kreuzlingen gehdrt gemass kantonalem Vergleich des Steuerfusses zu den Top-Ten
der hdchsten Steuerfuisse im Kanton Thurgau. Mit Ausnahme von Arbon teilweise wesentlich hoher als
andere Gemeinden. Wir haben bereits schon fiir fast alles in Kreuzlingen Infrastruktur fir die Regionen.
In den allermeisten Féllen bezahlt es unsere Stadt. Wir haben in Kreuzlingen so viele Baustellen und
Anlagen, die unterhalten werden mussen. Kein Mensch weiss, was uns das Troesch noch kosten wird —
das kostet ndmlich auch schon mehr als das Doppelte, seit man es Gbernommen hat. Wir haben
Corona, kein Mensch weiss, wie sich das auf die Finanzen auswirken wird. Das wird nicht in einem Jahr
ausgestanden sein. Es ist zurzeit einfach nicht angebracht, neue Investitionen im Bereich Freizeit zu
lancieren. Zu Litera c. Die Ablehnung ist natdirlich die logische Folge des Abstimmungsresultats aus Li-
tera a. und Litera b. Aber wie gesagt, die Fraktion ist auch einstimmig der Meinung, dass in jedem Fall
das Volk das letzte Wort haben soll.

GR Dahinden: Ich mache es dhnlich wie Kollegin GR Hummel und fange beim Fazit an, das wir nach
einer langen Diskussion gezogen haben. Wir kommen zum Schluss, der Gemeinderat hat die Kompe-
tenz, uber die Uberfilhrung der CHF 4.87 Mio. selber zu entscheiden. Wir sind der Ansicht, er sollte
diese Kompetenz wahrnehmen und nicht Angst vor einem Referendum haben. Wenn der Gemeinderat
tber den Antrag a. entscheidet, ist dies kein taktisches Manover, auch kein Schachzug, sondern eine
Handlung, die wir selbstbewusst und regelkonform vornehmen und fiir die wir auch die Verantwortung
ubernehmen. Damit komme ich zu den Ausfuhrungen, warum wir zu diesem Schluss gekommen sind.
Wir sehen oder ahnen die Gefahr, dass a. und b. vermischt und verflochten werden, wie das bereits
auch in den Medien so prasent ist und dass man dann auf einen Kulturbeitrag von mindestens CHF 5.5
Mio. kommt. Wir finden, da werden Sachverhalte zusammengebracht, die gar nicht zwingend zusam-
mengehoren. Fir den Kulturbetrieb ist und war es nicht von Bedeutung, in welchem Konto die Liegen-
schaft abgebucht wurde. Ausserdem wird die Liegenschaft zur Halfte nicht von der Kultur benutzt. Bei
Punkt a. handelt es sich um einen Verwaltungsakt, um eine finanzielle Buchung, in Antrag b. geht es
um einen Beitrag fur eine Teilnutzung und um Vereinsaktivitaten. Damit ist eigentlich die Einheit der
Materie gar nicht gegeben. Beides, die Liegenschaft und der Verein, stehen momentan in einer sehr
guten gemeinsamen Beziehung und profitieren optimal voneinander. Es ist aber bemerkenswert, dass
es noch Dritte in dieser Beziehung gibt, die ausserhalb des Tragervereins Kult-X die Halfte der Immobilie
nutzen fir Gewerbe, Wohnen und anderes. Wir fragen uns, ob das Schiesserareal und der Trégerverein
Kult-X siamesische oder vielleicht eineiige Zwillinge sind. Und wir sehen keines von beidem. Sie sind fr
uns im Moment zusammenlebende und gut harmonierende Geschwister. Das Areal und das Kult-X sind
nicht auf Gedeih und Verderben auf einander angewiesen. Und ganz streng genommen sind kulturelle
Aktivitaten auch nicht zwingend ewig an das Schiesserareal gebunden. Im Moment erweist sich diese
Liaison zwar als ideal. Und umgekehrt kann man sagen, ist das Schiesserareal auch nicht ausschliesslich
gleichzusetzen mit dem Tragerverein Kult-X. Ob die Liegenschaft tGberfuhrt wird und wohin, hat wie
gesagt keinen Bezug zum Kulturbetrieb, auch bis jetzt hat das die Aktivitdten nicht beeintrachtigt oder
beeinflusst. Das heisst, es gibt eigentlich fur die Vermischung, wie sie bei einer Abstimmung passiert,
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kein sachliches Motiv. Wie wir wissen, gibt es auch keine juristische Indikation. Was gibt es denn sonst
noch fir eine Begriindung? Ist es einfach Willkiir, dass man das vermischen will? Oder ist es eine
Zwangsverheiratung, damit man damit politisches Kalkil umsetzen kann? Wir werden je nach Verlauf
der Diskussion im Sinn, wie ich jetzt gesprochen habe, uns vorbehalten, vor der Schlussabstimmung
einen Antrag zu stellen.

Der Ratsprasident: Wir haben von SR Raggenbass gehdrt, dass vom Stadtrat der Antrag auf Abschrei-
bung der Tischvorlage 1 vom 11. Februar 2021 gestellt wird.

Abstimmung
Der Antrag des Stadtrats wird mit 33 Ja-Stimmen gegen 7 Nein-Stimmen angenommen.

GR R. Herzog: Ich mdchte an das anschliessen, was GR Dahinden vorhin gesagt hat. Wir haben vorhin
beim Votum der SVP wunderbar vorexerziert bekommen, wie man mit den Zahlen jongliert und einfach
so davon ausgeht, dass die ganze Liegenschaft der Kultur dient. Es war beispielsweise von Abschrei-
bungen die Rede. Nattirlich, wenn so eine Liegenschaft im Verwaltungsvermdgen landet, muss sie ab-
geschrieben werden. Aber es ist unredlich, diese Abschreibung der Kultur zuzuschreiben, denn im Mo-
ment wird ein Drittel der Liegenschaft von der Kultur genutzt. Das ist genau eines der Probleme, wir
werden spater noch darauf zurtickkommen, dass es eben eine Mischnutzung ist, die an sich vom Be-
trieb her und finanziell gesehen eine sinnvolle Losung ist, die aber jetzt natirlich genau die Schwierig-
keit mit sich bringt, dass man Abschreibungen irgendwem zuordnet, und jetzt ordnet man sie halt der
Kultur zu. Das ist absolut nicht korrekt.

GR Hummel: Kollege Herzog, das habe ich tibrigens nicht gesagt. Ich habe nur gesagt, dass die Liegen-
schaft so, wie es jetzt daherkommt, mit dem Kulturbetrieb und mit den Vermietungen insgesamt so
viel Nebenkosten nach sich ziehen wird und nichts anderes.

SR Raggenbass: Ich mdchte noch eine Korrektur zum Votum von GR Hummel anbringen. Wir héatten
telefonieren kénnen, dann hatte ich sofort sagen kdnnen, was flr ein Verein es ist. Das KUK ist nicht
der recherchierte, irgendwo in Deutschland stationierte Verein, sondern ist vor zweieinhalb Jahren in
Kreuzlingen entstanden, der Filme macht. Das sind tber 20 freiwillige Kreuzlinger und auch einige Kon-
stanzer, die sich sehr engagieren, die den Filmverein KUK neu gegriindet haben und ihn auch tragen.
Sie verdienen damit kein Geld. Das ist alles Freiwilligenarbeit.

GR Dufner: Ich méchte kurz Stellung zum Votum von GR Dahinden nehmen, in dem er gesagt hat, dass
keine juristische Grundlage und Pflicht bestehe, die Liegenschaft nach Litera a. ins Verwaltungsvermo-
gen zu Uberfuhren. Da bin ich dezidiert anderer Meinung. Wenn man unser noch geltendes Reglement
zum Landkreditkonto nimmt, steht in Artikel 8 Absatz 2 explizit drin: "Grundstiicke, die ganzlich oder
teilweise fiir Zwecke der Stadt verwendet werden, sind durch Beschluss von der nach Gemeindeord-
nung zustandigen Behdrde in das Verwaltungsvermdgen der Gemeinde zu tberfiihren.” Nach diesem
Reglement ist es also eine Pflicht. Die juristische Grundlage ist klipp und klar, das haben wir auch in der
Kommission — das ist im Protokoll nachzulesen — von Hans Munz gehért, der mit dieser Frage ebenfalls
konfrontiert wurde und auch darauf hinwies, eigentlich hatte man diese Liegenschaft schon langer
uberfiihren mussen, ndmlich bereits als man mit der Pilotphase des Kulturbetriebs anfing. Und wenn
wir heute sagen, wir gehen in Phase 2 des Kulturbetriebs und sprechen nochmals CHF 750'000, ist es
einmal mehr klar, dass man das machen muss. Schaut man die beiden Sachen an, der benétigte Kredit
ist wohl buchhalterisch, aber es ist halt rechnungsmassig so, dass man es tiberfiihren muss und dass es
sich dann halt in der Rechnung niederschlagt, und den Antrag in Litera b. mit der Unterstiitzung mit
dem Betriebsbeitrag fur drei Jahre von CHF 750’000, sind das zwei Sachen, die zusammengehoren.
Wenn ihr die Botschaft lest, ist ganz klar, dass die CHF 750'000 nur fir den Kulturbetrieb im Schies-
serareal bezahlt werden. Die wirden nicht fuirs Kult-X irgendwo in der Stadt oder weiss der Kuckuck wo
an einem anderen Ort bezahlt, wenn das mit Litera a. nicht zum Fliegen kommen sollte. Sondern es ist
ganz klar, ihr kdnnt es in der Botschaft lesen, es wird auf das Raumprogramm und auf die Nutzung
Bezug genommen. Das h&ngt zusammen. Daher war ich an und fr sich ein Anhanger des stadtratlichen
Antrags. Ich bin der Meinung, dieser wére eigentlich sinnvoller gewesen, kann mich aber damit einver-
standen erklaren, wenn man es halt so macht, wie dies in der vorberatenden Kommission von GR Ruedi
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Herzog beantragt wurde mit der Drohung, dass man sonst eine Riickweisung beantragen wirde. Vor
diesem Hintergrund haben wir gesagt, wir machen es so, wir stimmen getrennt ab, dann kann das Volk
zu Litera a. ja oder nein sagen und dasselbe zu Litera b. In der Konsequenz ist es aber so, wenn es zu
Litera a. nein sagt, und zu Litera b. ja, kénnen wir das Geld nicht einfach an einem anderen Ort in der
Stadt ausgeben. Da haben sich GR Ruedi Herzog und die Leute der SP/GEW/JUSO-Fraktion, die sich das
so vorgestellt haben, eine falsche Vorstellung gemacht. Deshalb glaube ich, kommen wir nicht darum
herum, die Liegenschaft ins Verwaltungsvermdgen zu Uberfiihren.

GR Ruegg: GR Dufner hat es richtig gesagt, das ist seine Meinung. Dass sich viele dieser angeschlossen
haben, heisst noch nicht, dass sie richtig ist. Meine Frage ist aber eine andere. Ist es nicht richtig, dass
eigentlich der Gemeinderat, wie GR Dahinden es gesagt hat, die Kompetenz hat, diese Uberfilhrung
aus dem Finanzvermogen im Rahmen des Landkreditkontos, das ja ein separates Konto ist, ins Verwal-
tungsvermdgen eigenstandig durchzufiihren und das nicht zwingend vors Volk miisste? Ist das richtig?
Darauf hatte ich gern eine Antwort?

GR Dufner: Ich kann hier natirlich nur wieder meine Meinung sagen, wie du sagst, die soll ja angeblich
auch nicht richtig sein, was in der Tat so ist. Ich habe nicht immer recht. Aber ich bin aus den Griinden,
die ich vorhin genannt habe, klar der Meinung, dass a. und b. zwingend einen Zusammenhang haben
und man die beiden Betrage zusammenzahlen muss und dass wir dann eben nicht mehr im Kompe-
tenzbereich des Gemeinderats, sondern tber den CHF 5 Mio. sind. Eine Sichtweise, die letztlich von
Hans Munz, dem Berater des Stadtrats, auch geteilt wurde. Die SP/GEW/JUSO-Fraktion, vertreten
durch GR Ruedi Herzog war sogar der Auffassung, dass die CHF 2 Mio. relevant sind, da sind wir eh
schon dartiber. Es gibt der Meinungen viele, aber die meisten Meinungen — mit Ausnahme jener der
Freien Liste — ich habe mir sagen lassen, auch wenn man am Sonntag recht bekommen hat und ein Teil
der Freien Liste im Initiativkomitee war, hat auch die Freie Liste nicht immer recht.

GR Riiegg: GR Dufner, auch wir wissen, dass wir nicht immer recht haben, aber manchmal bekommen
wir bekanntlich recht. Die Frage wurde eigentlich nicht sauber beantwortet. Ich habe gefragt, wenn
man es separat anschaut, ob dann der Gemeinderat die Kompetenz habe. Dies wurde offengelassen,
es war noch von einem anderen Limit die Rede. Wir sind nach wie vor der Meinung, dass der Gemein-
derat im Rahmen seiner Kompetenz die Uberfiihrung machen kann und dass die beiden Sachen nicht
zusammengehdren. Dass es da andere Meinungen gibt, zum Teil auch unterstiitzt vom Stadtrat, ist uns
auch klar, trotzdem bleiben wir bei dieser Haltung. Im Sinn der Kultur, die wir beibehalten wollen — es
geht da um etwas Bestehendes, es geht nicht um etwas Neues —, dass man die dort unten weiter durch-
fiihren kann, wollen wir, dass das getrennt ist und letztendlich, wir kommen noch darauf, nur die
CHF 750000 freiwillig der Volksabstimmung unterwerfen, aber sicher nicht der Ubergang der Liegen-
schaft vom Landkreditkonto ins Verwaltungsvermdogen. Wir kdnnen es allenfalls auch im Finanzvermo-
gen lassen unter dem Titel "Ubrige". Auch unter diesem Titel konnte Kult-X weiterarbeiten, weil nam-
lich die Arbeit nicht an ein Gebaude gebunden ist, wie es gesagt wurde. Man kénnte auch innerhalb
eines Jahrs kiindigen und sagen, tut uns leid, wir wollen da jetzt eine Stadtverwaltung bauen, ihr musst
jetzt etwas Anderes suchen. Dann ware auch das noch maéglich, dann kdnnte es auch im Finanzvermo-
gen bleiben. Aber man muss mit diesem Betrag nicht vor Volk und das hat GR Dahinden auch gesagt,
das ist das Kalkil von einigen hier drin. Den Betrag auf Gber CHF 5 Mio. erhéhen, damit das Volk Uber
CHF 5 Mio. abstimmen muss und meint, es sei furs Kult-X, was nicht stimmt.

GR Dahinden: Ich mdchte GR Dufner nur rasch sagen, es handelt sich vermutlich um ein Missverstand-
nis. Ich habe nicht gemeint, es gibt keine juristische Indikation fiir die Uberfiihrung, sondern es gibt
keine zwingenden juristischen Ansétze oder Anhaltspunkte, das zusammenzunehmen oder es ausei-
nanderzunehmen. Das ist auch die Aussage im Gutachten von RA Hans Munz. Er hat daraufhin dann
seine personliche Einschatzung abgegeben, wie du es jetzt gerade auch gemacht hast. Ich habe mit
fehlender Indikation gemeint, man muss es aus juristischen Griinden nicht zusammennehmen im Sinn
der Einheit der Materie. Das war nicht evident, das wollte ich damit zum Ausdruck bringen.

GR Andreas Hebeisen: Ihr wért wohl enttduscht, wenn ich zu diesem juristischen Disput nicht auch
noch etwas sagen wirde. Ich sehe es noch dezidierter als GR Riiegg. Er hat am Sonntag recht bekom-
men und jetzt gebe ich ihm auch recht. Ich sehe es noch dezidierter, man darf es nicht zusammenneh-
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men. Wir werden ein paar Ausfihrungen machen zu den Fragen, wann man etwas ins Verwaltungsver-
maogen Uberfiihrt. Das hangt namlich mit einer dauernden Nutzung zu einer unmittelbaren 6ffentlichen
Aufgabenerfullung zusammen. Die Zircher Praxis nimmt in vielen Féllen gerade so mittelbar subventi-
onierte Objekte in der Mischnutzung davon aus, weil es um dauerhafte 6ffentliche unmittelbare Auf-
gabenerfillung geht. Aber darum geht es mir gar nicht. Ich mdchte euch zeigen, warum man es nicht
zusammennehmen darf. Nehmen wir einfach einmal an, wir haben ein Grundstiick und bauen darauf
ein Stadthaus. Das ist theoretisch, aber es kdnnte sein. Und jetzt hat man dieses Grundstiick im Finanz-
vermdgen. Und jetzt gibt es einen Projektkredit, nicht einen Planungskredit, sondern einen Projektkre-
dit. Was passiert jetzt? Jetzt kommt die Grundstickflache ins Projekt hinein und zusammen mit dem
Projektkredit zur Abstimmung. Wenn das Projekt angenommen wird, haben wir die dauerhafte unmit-
telbare 6ffentliche Aufgabenerfiillung. GR Herzog wird es nachher erklaren. Davon sind wir hier weit
entfernt. Das kann man berhaupt nicht vergleichen. Aber warum darf man es gar nicht? Wegen der
Konstellation. Eine Uberfiinrung ins Verwaltungsvermogen ist eine Abgeltung fiir eine Flachennutzung.
Das heisst, dieses Projekt gilt etwas ab und da wird aufgestockt fir die Flachennutzung einer Liegen-
schaft. Wenn wir es auf unsere hiesige Vorlage umschlagen und b. anschauen, was haben wir denn
dort? Dort haben wir einen Mietzins als Abgeltung fir eine Flachennutzung. Das ist der Hauptgrund,
dass die beiden Fragen nicht nur nicht zusammengehéren, sondern tiberhaupt nicht zusammengenom-
men werden durfen. Denn die Flachenabgeltung, die normalerweise die Uberfiihrung vom Finanzver-
maogen ins Verwaltungsvermdgen ist, haben wir hier bereits mit dem Mietzins. Und jetzt GR Dufner,
ernsthaft, man kann doch nicht zwei Mal fr ein Projekt eine Flachenabgeltung einrechnen. Das ist
nicht nur unrichtig, das ist total falsch.

Materielle Beratung — die Botschaft wird seitenweise durchberaten.

Beilage 7b Seite 19 — TKB-Schétzung

GR Andreas Hebeisen: Man muss hier einfach einmal schauen, fur was diese Liegenschaft genutzt ist.
Kollege Dahinden widerspreche ich gern, es ist nicht die Halfte. Wenn man es von den Mietzinsen aus
berechnet, ist es etwa 33 %. Furs Kult-X haben wir einen Mietzins von CHF 117'000, der restliche Miet-
zins von CHF 311'000 sind vollig andere Nutzungen. Ein Architekturbiiro, dann ist der Kunstraum drin,
der glaube ich Kanton Thurgau ist. Es ist einfach wichtig, dass man sich das vor Augen fuhrt. Flachen-
massig ist es ein Drittel, hier sind es 36.4 %, ich habe es ausgerechnet. Das ist nur ein erheblich kleinerer
Teil, der vom Kult-X (iberhaupt belegt ist. Die anderen Ertrage kommen von ganz anderen Sachen.

Riuckkommen

GR Brandli: Im Namen der vorberatenden Kombikommission GKS und FRK darf ich Ihnen aufgrund der
Vorberatung vom 16. Februar 2021 folgende Ab&nderungsantrédge gemaéss der heutigen Tischvorlage 2
auf Seite 3 zum Antrag der Botschaft auf Seite 9 stellen: Litera a. mit dem Zusatz "zuhanden der Volks-
abstimmung"; Litera b. mit dem Zusatz "zuhanden der Volksabstimmung™; Litera c. "vorbehdltlich der
Zustimmung der Volksabstimmung zu Litera a.". Wie bereits vorbemerkt wurden die Antrége allesamt
in der vorberatenden Kommission fast einstimmig, also grossmehrheitlich gutgeheissen.

GR R. Herzog: Ich spreche zum Antrag von GR Bréndli und stelle einen Ab&nderungsantrag zu diesem
Antrag. Ich zitiere aus dem Handbuch von HRM2 des Kantons Thurgau: "Definition Verwaltungsvermao-
gen: Im Verwaltungsvermdgen werden alle Vermdgenswerte dargestellt, die unmittelbar der offentli-
chen Aufgabenerfullung dienen. Dies bedeutet, dass die einzelnen Werte immer im direkten Zusam-
menhang mit einer Gemeindeaufgabe stehen. Das Verwaltungsvermdgen kann nicht veraussert wer-
den, solange es einer durch die Gemeinde zu erfillenden Aufgabe dient." Anderswo wird noch erganzt,
dass es einer unmittelbaren offentlichen Aufgabenerfillung "auf langere Zeit" bedurfe. Bislang in den
Diskussionen in der vorberatenden Kommission und im Stadtrat sind wir immer quasi unreflektiert und
unkritisch davon ausgegangen, dass das Schiesser ins Verwaltungsvermdgen Ubertragen werden
musse. Kollege Dufner war vorhin dezidiert dieser Meinung. Eine eingehende Priifung und Diskussion
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in unserer Fraktion hat aber erheblichste Zweifel an dieser Annahme zutage geférdert. Drei Uberlegun-
gen: 1. "Unmittelbar und langfristig der 6ffentlichen Aufgabenerfillung dient": Natirlich kann man Kul-
turférderung als 6ffentliche Aufgabe sehen. Wir mindestens sehen sie tatsachlich als solche. Nur erfillt
im Schiesser diese Aufgabe in keiner Art und Weise die Stadt selber. Es ist der Kanton mit dem Kunst-
raum und vor allem ein Verein Kult-X, der diese Aufgabe erftillt. In Teilen, in 36 % der Liegenschaft, die
gemietet werden, um die entsprechenden Angebote aufrechtzuerhalten. Das Mietverhéltnis zwischen
der Stadt und Kult-X kénnte die Stadt grundsétzlich zu jedem Zeitpunkt unter Einhaltung der im Vertrag
festgesetzten Fristen auch wieder beenden. Damit wirde die Liegenschaft wieder frei realisierbar und
waére nicht mehr zweckgebunden — typisches Merkmal fiir Liegenschaften im Finanzvermégen. Das ist
insbesondere jetzt, bevor grossere Investitionen in nutzerspezifische, d. h. hier insbesondere der Kultur
dienende Infrastruktur getatigt werden. Die Uberlegungen, ob sie ins Verwaltungsvermdgen gehort,
waéren allenfalls nach einem solchen Um- und Ausbau zu tatigen. Zusammenfassend: Die Stadt ist nicht
Betreiberin, erflllt nicht die Aufgabe, hier Kultur anzubieten, sie ist nur Vermieterin. Sie erfullt mit an-
deren Worten in dieser Liegenschaft gar keine dffentliche Aufgabe. Interessanterweise gibt es in der
Stadt Kreuzlingen mindestens zwei weitere Félle von Liegenschaften, die vergleichbar sind. 1. Der Juni-
orenpool der Segler ist Nutzer mit subventionierter Miete in der Heinrichhalle. Raten wir mal, wo die
ist: Ganz brav im Finanzvermdgen der Stadt, nicht im Verwaltungsvermdgen. Wohl zu Recht, weil wie-
derum die Stadt nicht Betreiberin des Angebots ist, sondern die Halle grundsatzlich jederzeit veraus-
sern konnte und jetzt einfach im Moment dem Juniorenpool zur Nutzung vermietet. 2. Beispiel im Kul-
turbereich: Die Musikschule ist ebenfalls ein stadtisches Geb&ude, es ist ebenfalls ein Verein, der diese
offentliche Aufgabe erfiillt, auch diese Liegenschaft befindet sich im Finanzvermogen der Stadt Kreuz-
lingen. Man kénnte nun argumentieren, es sei ein bisschen weniger relevant, ob ein Ubertrag aus dem
Landkreditkonto ins Ubrige Finanzvermdgen oder ins Verwaltungsvermogen erfolgen soll. Dem ist aber
ganz klar nicht so, weil das Reglement tiber den Landkredit fiir die beiden unterschiedlichen Falle Uber-
tragung ins tibrige Finanzvermogen und Ubertragung ins Verwaltungsvermogen véllig unterschiedliche
Regelungen vorsieht. Daher ist es sehr wohl relevant, in welches Vermégen es kommen muisste. Ich
zitiere Artikel 8 Absatz 2 des Reglements (iber den Landkredit: "Grundstiicke, die ganzlich oder teil-
weise fur Zwecke der Stadt verwendet werden, sind durch Beschluss von der nach der Gemeindeord-
nung zustandigen Behdrde in das Verwaltungsvermdgen der Gemeinde zu Uberflihren."” Das heisst ganz
konkret gemass Gemeindeordnung Artikel 12 Litera g., dass wenn es (iber CHF 5 Mio. ist, eine Volksab-
stimmung notig ware. Wir haben es vorhin gehort. Absatz 3 von Artikel 8 des Reglements fiir das Land-
kreditkonto sagt: "Uberfiihrung von Grundstiicken aus dem Landkreditkonto ins tibrige Finanzvermo-
gen der Stadt beschliesst der Gemeinderat. Bei Grundstiicken mit einem seinerzeitigen Anschaffungs-
preis von (iber CHF 2 Mio. unterliegt der Uberfiinrungsbeschluss dem fakultativen Referendum." Das
ist eine ganz andere Ausgangslage, daher ist es sehr wohl relevant, ob es ins tibrige Finanzvermdgen
oder ins Verwaltungsvermdagen uberfihrt werden soll. Studiert man das Reglement des Landkreditkon-
tos, stellt sich sogar die Frage, ob Gberhaupt eine Uberfiihrung nétig ist. Es gibt im ganzen Reglement
keinen einzigen Passus, der eine Uberfiihrung eines Grundstiicks aus dem Landkreditkonto ins tibrige
Finanzvermogen verlangt, nur ins Verwaltungsvermdgen, nicht ins ibrige Finanzvermdgen. Eine solche
Uberflihrung ist nur dann klar verlangt, wenn eine Liegenschaft ins Verwaltungsvermagen tiberfiihrt
werden musste. Wie vorher aufgezeigt, ist das aber unserer Meinung nach sehr fraglich, ob es dorthin
gehort. Im Gegenteil, wir sind der Ansicht, es gehort ganz dezidiert nicht ins Verwaltungsvermdogen.
Zumindest jetzt nicht. Daher kommen wir zum Schluss, dass das Schiesser eigentlich im Landkredit-
konto verbleiben kdnnte, mindestens bis zu dem Zeitpunkt, wo die Nutzung definitiv langfristig geklart
ist. Das fiihrt mich zum zweiten Punkt. 2. Uns stellt sich die Frage zum Zeitpunkt einer Uberfiihrung.
Beantragt wird in der vorliegenden Botschaft in Litera b. dem Beitrag von CHF 750000 verteilt auf drei
Jahre und in Litera c. ein Planungskredit von CHF 220'000 zur Klarung der Notwendigkeit von Um- und
Ausbaumassnahmen. Beides zeigt, dass im Schiesser beziiglich der langfristigen Nutzung und der Ent-
wicklung der Liegenschaft noch einige Fragen offen sind, die sich erst nach oder im Verlauf der kom-
menden drei Jahre klaren. Braucht es einen Ausbau? Welche Ertiichtigungsmassnahmen sind nétig?
Was sind allenfalls die zu erwartenden Kosten? Das sind nur drei Beispiele von solchen Fragen, die
geklart werden missen. Daraus ergibt sich also, dass die Nutzung und Entwicklung des Schiesserareals
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noch in diversen Punkten offen ist. Eine Uberfiihrung ins Verwaltungsvermégen ist daher aus unserer
Sicht auf jeden Fall verfriiht und nicht verspatet. Abgesehen von den schon vorher unter dem ersten
Punkt gedusserten Zweifel, ob sie berhaupt Gberfiihrt werden muss oder darf. Ein Gedankenspiel
dazu: Stellen wir uns einmal vor, wir oder allenfalls das Volk, wenn man dem Abanderungsantrag zu-
stimmt, Uberfuhrt das Schiesser ins Verwaltungsvermdogen, gleichzeitig lehnen wir oder das Volk jetzt
oder spéater den Beitrag fur die drei Jahre ab. Kult-X kann das Angebot nicht mehr weiterfihren, min-
destens nicht im Schiesser, dann haben wir das Schiesser im Verwaltungsvermdgen vollig zu Unrecht.
Die Uberfiihrung ist einfach nicht jetzt angezeigt. Wir hatten dann eine Liegenschaft im Verwaltungs-
vermdgen, wo der Kanton Mieter ist, wo diverse Institutionen Mieter sind und wo das Gewerbe Mieter
ist. Das gehdort ultimativ nicht ins Verwaltungsvermégen. Man muisste es also umgehend wieder zurtick
ins Finanzvermogen Uberflihren. Das wéare dann doch ein bisschen eine absurde Situation. Quintessenz:
Es ist nicht nur falsch, die Liegenschaft ins Verwaltungsvermdgen zu tberfuhren, es ist auch definitiv
der falsche Zeitpunkt fiir einen solchen Entscheid. So ein Entscheid ist dann zu prifen, wenn irgend-
wann einmal alles klar ist und man weiss, was dort definitiv und dauerhaft passieren soll. 3. Der stadt-
ratliche Antrag umfasst den aktuellen Wert der Liegenschaft Schiesser, Parzelle 242 in der Héhe von
CHF 4.87 Mio. Das schon friiher zitierte Landkreditkontoreglement sagt "Uberfiihrungen von Grund-
stiicken vom Landkreditkonto ins tbrige Finanzvermdgen beschliesst der Gemeinderat. Bei Grundsti-
cken mit einem seinerzeitigen Anschaffungspreis von tiber CHF 2 Mio. unterliegt der Uberfiihrungsbe-
schluss dem fakultativen Referendum." Es ist nicht der jetzige Wert relevant, sondern der seinerzeitige
Anschaffungswert, daher ist der Antrag mit CHF 4.87 Mio. auch falsch, weil der seinerzeitige Anschaf-
fungspreis relevant ware. Nun ist noch interessant, wie hoch dieser war. Der Stadtratsbeschluss vom
9. Dezember 2008 gibt uns dazu Auskunft. Damals kaufte die Stadt diese Liegenschaft zum Preis von
CHF 2.1 Mio., wohlverstanden inklusive der Bodanstrasse 7, die spater heraussepariert wurde (Par-
zelle 250). Das heisst, der seinerzeitige Anschaffungspreis liegt sogar weit unter CHF 2 Mio., und wir
sprechen jetzt Uber CHF 4.87 Mio. Unserer Meinung nach ist auch dieser Punkt falsch. Das wiederum
hat einen Einfluss auf die Frage, in wessen Kompetenz ein solch allfalliger Uberfiihrungsentscheid liegt.
Es geht hier Giberhaupt nicht darum, dass man den Betrag kiinstlich herabsetzen will, um bessere Chan-
cen zu haben, es geht einfach darum, dass es korrekt ist. Und korrekt wéare nach Landkreditkonto ganz
klar, klipp und klar der seinerzeitige Anschaffungspreis. Unsere Uberlegungen in diesen drei Punkten
fiihren uns zum Schluss, dass der Antrag a in der Botschaft an den Gemeinderat zuriickzuweisen sei.
Ich stelle hiermit den Antrag auf Riickweisung von Antrag a. Zu den Antragen b. und c. habe ich mich
nicht gedussert, das ist jetzt noch nicht das Thema, sondern nur Antrag a.

Der Ratsprasident: GR Herzog, du hast am Anfang von einem Ab&nderungsantrag gesprochen, jetzt
aber einen Riuckweisungsantrag gestellt, was kein Abadnderungsantrag ist. Ich bitte um Erlauterung.
GR R. Herzog: Es ist ein Abanderungsantrag, weil ein Antrag von GR Brandli vorliegt, dieser soll ja die
Botschaft ab&ndern. Ich stelle jetzt einen Unterantrag zum Antrag. Das ist unsere Meinung beztglich
des Geschaftsreglements des Gemeinderats. Aber letztlich ist es egal, ich stelle einfach einen Riickwei-
sungsantrag. Ich muss ihn meiner Meinung nach aber an dieser Stelle stellen, weil GR Brandli seinen
Antrag zuerst gestellt hat.

Der Ratsprasident: Das heisst, du stellst den Riickweisungsantrag generell fir Litera a., egal ob er in
der botschaftlichen Art und Weise stehen wiirde oder in der GKS/FRK-Version oder noch in einer dritten
oder vierten Art und Weise? Habe ich das richtig verstanden?

GR Ruedi Herzog: Natdrlich.

Der Ratsprasident: Dann stimmen wir zuerst tiber die Antrége ab, bis wir eine Endfassung haben und
anschliessend stimmen wir tUber die Ruckweisung des in der Endfassung bestehenden Antrags ab.

GR Riegg: In Ergdnzung zu dem, was GR Ruedi Herzog gesagt hat, méchte ich noch etwas sagen. Es
lauft darauf hinaus, dass Litera a. im Gemeinderat entschieden wird und nicht ans Volk gehen soll. Dazu
maochte ich noch etwas sagen. Ich weiss und habe ein gewisses Verstandnis, dass es hier drin und aus-
serhalb von hier — das gehort dazu — Leute gibt, die den Stadtrat kritisieren, dass er in den letzten
Jahren den Betrieb im Schiesserareal betrieben hat und wie er vorgegangen ist. Da gibt es Kritik, das
hort man, das weiss man, das kennt man. Das ist auch der Hauptgrund, warum man es laut diesen
Leuten mit der Zusammenfiihrung nach der Meinung von GR Dufner machen miisste, damit der Betrag
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hoch ist und damit man so dem Stadtrat die Quittung geben kann: So geht es nicht. Das ist meiner
Meinung nach das Motiv. Und jetzt kommt aber der klassische Fall. Man schlagt den Sack statt den Esel.
Vielleicht merkt ihr jetzt, wer der Esel ist. Wieso sollen Kulturschaffende gestraft werden in ihrem Vor-
gehen? Kein Mensch wird reich dabei, jeder macht etwas fiir die Offentlichkeit. Die sollen gestraft wer-
den, weil der Stadtrat seit Jahren ein Vorgehen wéhlt, das vielen Leuten missféllt. Ich bin der Meinung,
heute Abend diirfen wir nicht mit diesen Leuten abrechnen und eigentlich missten wir den Stadtrat
strafen, aber der kann bekanntlich entscheiden, was er will, er bleibt bis zu den nachsten Wahlen in
seinem Amt. Hingegen die Kulturschaffenden wirden unter diesem Entscheid leiden. Aus diesem
Grund bin ich der Meinung, lassen wir es so, wie es ist, wie der Stadtrat es ursprunglich vorgeschlagen
hat und auch gehofft hat, die Uberfiihrung ist gar nicht nétig, der Verein Kult-X kann seine Tatigkeiten
vorlaufig weiterfuhren, bis nachste Entscheidungen anstehen, allenfalls mit Ausbauten oder Planungs-
kredit, dann kann man im Nachhinein immer noch dartber befinden, in welche Art von Vermdégen das
Schiesserareal gehen soll. Darum bitte ich, dem Antrag von GR Herzog zuzustimmen und den Teil der
Botschaft nicht dem Volk vorzulegen, weil es nicht nétig ist.

GR Hummel: Ich habe noch eine Bemerkung zu GR Herzogs Votum wegen der Uberfiihrung vom Land-
kreditkonto zum Anschaffungspreis. Konsequenterweise miisste man dann die Investitionen von rund
CHF 2.8 Mio., die man im Anschluss an die Liegenschaft getatigt hat, auch dazu nehmen. Und an GR Ri-
egg: Es ist keine Strafe flr irgendjemanden, wenn man das Volk abstimmen I&sst.

GR Leuch: Ich mdchte einen Ordnungsantrag stellen auf eine Pause von 10 Minuten. Die Ausgangslage
hat sich jetzt sehr verdndert von dem, was wir am Montagabend diskutiert haben, damit wir kurz Zeit
haben, in der Fraktion nochmals dartiber zu reden, wie wir vorgehen wollen.

Der Ratspréasident: Wir stimmen uber diesen Antrag nicht ab, wir machen 10 Minuten Pause.

Anmerkung der Protokollfiihrung: GR Elina Muller ist nach der Pause noch nicht wieder zuriickgekehrt.
Somit sind neu 39 GR-Mitglieder anwesend.

Abstimmung

Der Antrag der vorberatenden Kommission wird mit 22 Ja-Stimmen gegen 17 Nein-Stimmen angenom-
men.

Der Ratsprasident: Antrag a. ist derzeit in der Fassung der Tischvorlage 2.

Abstimmung

Der Riickweisungsantrag von GR Ruedi Herzog flir Antrag a. in der Fassung der Tischvorlage 2 wird mit
17 Ja-Stimmen gegen 22 Nein-Stimmen abgelehnt.

Antrag b. der vorberatenden Kommission wird mit 25 Ja-Stimmen gegen 12 Nein-Stimmen bei 2 Ent-
haltungen angenommen.

Antrag c. der vorberatenden Kommission wird mit 27 Ja-Stimmen gegen 11 Nein-Stimmen bei 1 Ent-
haltung angenommen.

Abstimmung
Litera a. wird mit 23 Ja-Stimmen gegen 13 Nein-Stimmen bei 3 Enthaltungen zuhanden der Volksab-
stimmung zugestimmt.

Anmerkung der Protokollfiihrung: GR Elina Miller ist nun wieder zuriickgekehrt. Somit sind neu 40 GR-
Mitglieder anwesend.

Litera b. wird mit 27 Ja-Stimmen gegen 13 Nein-Stimmen zuhanden der Volksabstimmung zugestimmt.

Litera c. wird mit 27 Ja-Stimmen gegen 13 Nein-Stimmen genehmigt.
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13.1. Nachtragskredit von CHF 500'000.- fur die Bildung eines Corona-Fonds
Eintreten ist obligatorisch.

GR Dufner: Aus der FRK kann ich zum Nachtragskredit ber CHF 500'000 fur den Corona-Fonds wie
folgt berichten: Wie ihr in der Botschaft lesen konntet, geht es um eine Nothilfe. Es geht darum, dass
man Leute unterstitzen kann, die durch alle anderen Raster fallen, die von Bund und Kanton aufzu-
spannen versucht werden. Es geht insbesondere um die Bereiche Sport und Kultur, wo die Liquiditat
dieser Institutionen sichergestellt werden soll. In einem weiteren Bereich geht es auch darum, Projekte
und Aktivitaten férdern zu kdnnen, die wegen der Corona-Situation notwendig sind, dass man vielleicht
im Bereich von Sport oder Kultur fur die Offentlichkeit und auch fiir die entsprechenden Vereinsmit-
glieder etwas Positives bewirken kann. Der Nachtragskredit wird benutzt, um Unterstiitzungen in Form
von Darlehen auszurichten oder in Form von A-Fonds-perdu-Beitragen. Wir haben im Rahmen der Be-
ratung in der Kommission die Frage besprochen, was passieren soll, wenn die CHF 500’000, die man
jetzt vorsieht, nicht reichen. Da wurde darauf hingewiesen, dass man allenfalls einen weiteren Kredit
beantragen wiirde oder dass der weitere Kredit allenfalls im Rahmen des ordentlichen Budgetprozesses
ins Budget aufgenommen wiirde und der Stadtrat es auf diesem Weg absegnen lassen wiirde. Den der
Botschaft beigelegten Richtlinien kann entnommen werden, dass man nur einmal ein Gesuch stellen
kann. Es wurde die Frage gestellt, was mit denen passiert, die schon vorher einen Darlehensbetrag
erhalten haben. Hier wurde darauf hingewiesen, dass was vor der Abstimmung tber diesen aktuellen
Antrag bezogen wurde, nicht dazugez&hlt wird. Wir haben noch lber die Mietzinserlasse diskutiert.
Hier wurde darauf hingewiesen, dass man beabsichtigt, eine externe Firma beizuziehen, die konkrete
individuell passende Mietzinserlasse fur die Gastronomen festlegen solle. Im Rahmen der Diskussion
haben wir in der Kommission darauf hingewiesen, dass dies allenfalls ein bisschen heikel ist, weil das
politische Komponente beinhaltet, die man im Rahmen des Stadtrats beziehungsweise der Stadtver-
waltung behalten und nicht an eine externe Firma Ubertragen sollte, die in diesem Bereich entschei-
den. Dies wurde vom Stadtrat so auch aufgenommen. Wir haben vom Stadtrat auch die Mitteilung
erhalten, dass er bei all den Liegenschaften den Mietern der Stadt fiir die Lockdown-Zeiten, in denen
man nicht aktiv tatig sein konnte, ab dem ersten Tag eine Stundung der Mietzinsen verfiigt hat, damit
hier eine gewisse Entlastung vorhanden ist. Im Rahmen der Gastrounterstiitzung wurde der Hinweis
gemacht, dass die Gastronomie bereits durch Bund und Kanton grosszlgig unterstiitzt wirde. Es musse
darauf geachtet werden, dass es keine Doppelbeziige gebe. Nicht dass jemand einerseits vom Bund
unterstitzt werde und dann auch noch aus dem Nothilfefonds. Hier wurde festgestellt, dass in den
Richtlinien vorgesehen ist, dass man entsprechende Auflagen und Bedingungen an die A-Fonds-perdu-
Unterstitzungen oder an die Darlehen kniipfen kann. Die Grundlage, die der Stadtrat vorschlagt, ist
wie gesagt eine Richtlinie und nicht ein Reglement. Der Unterschied ist, dass das Reglement von der
Legislative, sprich vom Gemeinderat erlassen wirde und die Richtlinie erlésst die Exekutive, sprich der
Stadtrat selber. Die Begruindung war nachvollziehbar. Der Stadtrat sagt, wir wissen gar nicht, was fir
Antrage kommen werden, in welcher Form, in welcher Quantitat und so weiter. Hier mgchte der Stadt-
rat gern flexibel bleiben. Flexibel auch so, dass er die Richtlinie anpassen kann, wenn es notwendig ist.
Es wurde darauf hingewiesen, dass man eine stindige Praxis entwickeln wolle, damit man einerseits
eine Gleichbehandlung hat, anderseits aber auch Erfahrungen sammeln kénne, damit die Richtlinien
bei Bedarf noch angepasst werden kdnnten. Im Rahmen der Beratung haben wir die Richtlinien durch-
geschaut. Vom Stadtrat wurde bereits in der Botschaft zum Ausdruck gebracht und in der FRK nochmals
klipp und klar bestétigt, dass er alle Anregungen, die in der FRK gemacht wurden, beim Erlass der defi-
nitiven Fassung der Richtlinie berticksichtigen werde. Dasselbe sagte er auch, wenn heute im Rahmen
der Beratung im Rat noch Anregungen kommen, die sinnvoll sind, dass er diese selbstverstéandlich auf-
nehmen und berticksichtigen werde. Weil es eine Richtlinie ist, Giber die wir nicht entscheiden kénnen,
sondern wo wir nur Anregungen zuhanden der Exekutive geben kdnnen, sind wir in der FRK so verblie-
ben, dass wir nicht jede Anderung, jede kleinste Sache mit einer Tischvorlage ausweisen, wie das sonst
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jeweils gemacht wird, sondern dass ich in meinem Votum auf die wichtigsten Anderungen eingehe. Zur
Frage der Ergédnzung der Unterstiitzung wurde darauf hingewiesen, das wird vor allem in Artikel 3 ab-
gehandelt, dass man darauf schauen muss, dass nicht schon Unterstiitzung von anderer Seite gewahrt
wurde, sondern dass es wirklich ein Nothilfefall ist. Bei den anderen Unterstiitzungen war die Frage, ob
die Kurzarbeitsentschadigungen auch dazugezéhlt werden, was vom Stadtrat bejaht wurde. Weiter
wurde darauf hingewiesen, dass man beim Raster nicht allzu eng auf die andere Seite gehen solle. Es
wurde das Beispiel des Reisebuiros genannt, wo das Problem besteht, dass die durchs Netz fallen, weil
sie einerseits zwar gedffnet haben dirfen, aber es bucht niemand Reisen, weshalb die Geschaftstatig-
keit praktisch null ist und kein Umsatz gemacht werden kann. Fur die Mitarbeitenden kann zwar Kurz-
arbeitsentschadigung beantragt werden, nicht aber fur den Geschéftsinhaber oder die Geschaftsinha-
berin selber. Diese oder dieser fallt also durch die Maschen des Netzes. Solche Dinge solle man im
Rahmen des Corona-Fonds probieren aufzufangen und abzudecken. Beim néachsten Punkt, ebenfalls in
Artikel 3 im Zusammenhang mit der Unterstltzung des Gewerbes, kam der Hinweis, man mdge bitte
nur das Gewerbe untersttitzen, welches in Kreuzlingen Steuern bezahle und seit langerer Zeit in Kreuz-
lingen Steuern bezahle. Es tauchte auch die Frage auf, ob religitse Institutionen auch Unterstiitzung
erhalten kdnnten, dies steht vor allem im Zusammenhang mit Artikel 4 Litera a., dies wurde verneint.
Die Stadt verfolge den Grundsatz, die religidsen Institutionen kdnnten von der offentlichen Hand nicht
unterstiitzt werden. Im Rahmen desselben Artikels wurde die Frage der Vereinsbeitrage aufgeworfen.
Es gebe viele Vereine, in deren Statuten stehe, dass die Mitglieder Beitrége leisten miissen, wenn der
Verein seinen Verpflichtungen nicht mehr nachkommen kénne. Weil es von der Formulierung in der
Richtlinie her nicht ganz klar war, wollte man sicherstellen, dass es hier wirklich nur um personliche
Beitrage im Sinn von Arbeitsleistungen geht und nicht um finanzielle Beitrage. Der Stadtrat hat gesagt,
er werde das aufnehmen und entsprechend beriicksichtigen. Im Zusammenhang mit Artikel 4 Litera b.
tauchte die Frage im Zusammenhang mit der Zweckbindung auf, Stichwort Pandemiebezug. Man hat
gesagt, dies komme in der Richtlinie zu wenig zum Ausdruck, dass die Nothilfe immer einen Zusam-
menhang beziehungsweise die Ursache in der Pandemie haben misse und nicht anderswo, wo es ei-
nem Verein oder Gewerbebetrieb wirtschaftlich schlecht gehe, sondern es miisse etwas sein, zu was
es wegen der Pandemie gekommen sei. Und es solle auch so sein, dass man nur solche Institutionen
unterstitzt, die auch Aussicht darauf haben, fortzubestehen und nicht solche, die nach zwei Wochen
oder zwei Monaten den Schirm zumachen. Da mussen wir jetzt nicht noch Unterstiitzungen leisten und
das kunstlich noch ein bisschen verlangern. Eine sehr intensive Diskussion hatten wir zu Artikel 4 Li-
tera c. In diesem Artikel geht es darum, ob man nur einmal oder mehrmals einen Antrag stellen kann.
Hier wurde darauf hingewiesen, wenn, wie es jetzt vorgesehen sei, man nur einmal einen Antrag stellen
konne, die Gefahr bestehe, dass man ein bisschen viel hineinbuttere. Wenn ich weiss, dass ich nur
einmal einen Antrag stellen kann, mache ich halt einen grésseren Antrag. Das ist aber das, was wir bei
der Stadt nicht wollen, sondern wir mochten lieber, dass jemand es sachgerecht macht und es versucht
und auch mit Eigenleistung und Initiative versucht durchzukommen. Und wenn es halt trotzdem nicht
geht, soll er die Mdglichkeit haben, noch einen zweiten Antrag stellen zu kdnnen, sachgerecht in dem
Betrag, den es braucht. Daher solle Artikel 4 Litera c. gestrichen werden. Dasselbe haben wir auch im
Zusammenhang mit der Ausnahmeregelung von Litera g. in Artikel 9, auch das haben wir in diesem
Zusammenhang diskutiert. Ich komme spéater noch darauf zurtick. Eine Diskussion hatten wir auch zu
Kompetenz und Rechenschaftsablegung, was in Artikel 7 geregelt ist. Hier wurde angeregt, eine Kaska-
denentscheidung zu machen, wie das im Reglement von Frauenfeld vorgesehen ist. Von dort kam auch
die Idee. Der Stadtrat hat darauf hingewiesen und es steht explizit in der Richtlinie drin, dass er dem
Gemeinderat vollumféanglich Rechenschaft ablegt, dass die Revisionsgruppe auch die Mdglichkeit hat,
detailliert reinzuschauen und alles genauestens zu untersuchen und das man deshalb und weil man,
wie einleitend gesagt, nicht genau weiss, was und wie viel kommt und in welcher Form, die Flexibilitat
bewahren will. Im Unterschied zu Frauenfeld brauchen wir deshalb diese Kaskadenordnung hier nicht,
denn die Exekutive kann das standig anpassen, wahrend in Frauenfeld nichts mehr gedndert werden
kann. Da misste die Legislative, also der Gemeinderat entsprechende Anderungen beschliessen. Wir
haben auch noch Uber eine Befristung der Darlehensvertrage diskutiert, dass man das nicht auf unbe-
stimmte Zeit geben soll. Hier wurde darauf hingewiesen, dass man nach OR jeden Darlehensvertrag
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auf sechs Wochen kiindigen kann. Es werden schriftliche Darlehensvertrége erstellt und das Kundi-
gungsrecht kann dort verankert werden. Dies ist in Zusammenhang mit Artikel 3 Absatz 4. Bei der Aus-
nahmebestimmung in Artikel 9 Absatz 2 war die Meinung, diese solle man streichen, weil sich hier die
Schlange ein bisschen in den Schwanz beisst. Die Richtlinie macht der Stadtrat selber, er ist flexibel. Wir
haben gesagt, wenn er nach der Erfahrung das Geflihl hat, er muss das eine oder andere anpassen,
dann sind wir der Meinung, dann soll man die Richtlinie anpassen und nicht hingehen und sich mit
einer Ausnahmebestimmung von einer Richtlinie, die man selber gemacht hat, verabschieden und ir-
gendwie anders entscheiden. Wir sind der Meinung, das sollte man streichen, das steht schrég in der
Landschaft. Weiter kam die Frage nach einer Befristung des Fonds auf, damit dieser nicht auf immer
und ewig bestehen bleibt. Hier wurde darauf hingewiesen, dass der Stadtrat bereit ist, das selbstver-
standlich immer anzuschauen, ob es den Fonds noch braucht. Wir wissen nicht, wie lange die Corona-
pandemie dauert oder ob die jemals verschwindet. Der Stadtprésident hat klar gesagt, man will in der
Richtlinie eine Formulierung aufnehmen, dass dies zusammen mit der FRK jahrlich angeschaut wird,
ob man den Nothilfefonds weiter braucht oder ob man ihn schliessen und einen allfalligen Restbetrag
in die laufende Rechnung tberfiihren kann. Grundsétzlich war es in der Kommissionsberatung unbe-
stritten, dass wir diesen Fonds brauchen, dass der Fonds gut und richtig ist und entsprechend haben
wir diese Botschaft mit einstimmigem Beschluss den Segen gegeben.

GR Raschle: Stellen Sie sich vor, Sie sind Vereinsprasident oder noch schlimmer Vereinskassier. Auf dem
Tisch liegen bereits tberféllige Rechnungen und wie jedes Jahr um diese Zeit ist der Kontostand tief.
Zwar sind schon ein paar Mitgliederbeitrage eingegangen, aber das Geld aus verschiedenen Aktivita-
ten, die der Verein nicht durchfiihren konnte, fehlt und verunmdglicht, das Vereinskonto einigermassen
im Gleichgewicht zu halten. Wer diese Situation kennt oder selber erlebt, weiss es besonders zu schat-
zen, dass wir heute Abend Uber einen Nachtragskredit fir Corona-bedingte Ausfélle beraten und diesen
hoffentlich auch annehmen. Die FDP/CVP/EVP-Fraktion hat sich an der Fraktionssitzung vom
8. Mérz 2021 einstimmig fur den Nachtragskredit von CHF 500'000 ausgesprochen. Wie bereits der
Kommissionsprasident erwahnt hat, wurden in der Kommissionssitzung der FRK noch einige Erganzun-
gen zur stadtratlichen Richtlinie des Corona-Fonds als Empfehlung eingebracht. Um die Idee der sofor-
tigen und unbiirokratischen Unterstiitzung nicht unnétig zu verzégern, vertrauen wir dem Stadtrat,
dass er die Wiinsche der Kommission aufnimmt und in der stadtratlichen Richtlinie ergénzt. Unsere
Fraktion dankt dem Stadtrat fiir sein Engagement fur die Schaffung dieses Fonds und wir hoffen, dass
so besonders bedréangte Firmen, Personen sowie Vereine damit ein bisschen entlastet werden und et-
was Luft bekommen. Was wir besonders hoffen oder erhoffen, dass die Corona-bedingten Einschrén-
kungen durch begleitete Massnahmen sich auflésen oder sich mindestens ein bisschen entspannen.
GR Hummel: Aufgrund der Tatsache, dass wir seit 100 Jahren noch nie in so einer Situation waren und
dass es wirklich Betriebe und Institutionen gibt, die durch alle Maschen der Corona-Hilfe fallen, kann
man schwer gegen so eine Hilfe sein. Der Stadtrat hat die Richtlinie zur Verwendung des Fonds ausge-
arbeitet und er kann auch endgiltig entscheiden. Der Stadtrat hat, wie der Kommissionsprasident es
gesagt hat, Anderungsvorschliage aufgenommen. Wir vertrauen darauf, dass der Stadtrat dafiir sorgt,
dass vorab serids gepruft wird, ob eine Unterstiitzung wirklich sinnvoll sei oder ob man allenfalls nur
das Leiden verlangert. Wir hoffen auch, dass die Unterstiitzung irgendwo in einem gesunden Verhaltnis
zum Umsatz ist. Weiterhin haben wir auch diskutiert, ob es sinnvoll ist, Darlehen zu geben oder ob man
gleich A-Fonds-perdu-Beitrage sprechen solle, weil einige die Darlehen wahrscheinlich gar nichtmehr
zurlickzahlen kdnnen. Wie auch immer, es ist in der Hand des Stadtrats. Wir erwarten, dass wirklich
unburokratische Hilfe geleistet wird und dass wiederkehrend in der FRK diskutieren wird, ob es den
Fonds noch braucht oder ob es ihn nicht mehr braucht. Niemand wird traurig sein, wenn man den
Fonds wieder aufldsen kann. In diesem Sinn stimmen die Mitglieder der SVP-Fraktion dieser Vorlage
einstimmig zu.

GR Andreas Hebeisen: Vorhin haben wir es mit langen Reden versucht — mit zweifelhaftem Erfolg. Ich
gehe jetzt auf eine Gegenstrategie. Einverstanden.

GR Wolfender: Wir haben in der FL/G-Fraktion die Botschaft zum Nachtragskredit von CHF 500'000 fir
den Corona-Soforthilfefonds diskutiert. Auch wir kdnnen es relativ kurz machen. Wenn sogar die SVP
Ja zu dieser Vorlage sagt, kdnnen wir getrost auch Ja sagen. Und zwar einstimmig.
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Materielle Beratung — keine Wortmeldungen.
Rickkommen wird nicht gew(inscht.

Abstimmung
Dem Nachtragskredit wird mit 38 Ja-Stimmen bei 2 Enthaltungen zugestimmt.

Interpellationen
14. Interpellation "Baden im Seeburgpark" / Beantwortung

GR Mdller: Wir sind nicht zufrieden, wiirden uns dazu gern dussern und stellen Antrag auf Diskussion.

Abstimmung
Der Antrag auf Diskussion wird von mehr als 10 Personen gewtiinscht und somit angenommen.

GR Muiller: Fur die Beantwortung dieser schriftlichen Anfrage, die ja jetzt eine Interpellation ist, moch-
ten wir uns bedanken. Der Stadtrat will den Seeburgpark schiitzen, das ist I16blich. Aber muss man sich
deswegen wirklich so gegen das Baden im Seeburgpark stellen? Der Schutz von Amphibien, Laichge-
bieten und von naturnah gestalteten Uferzonen, wo Wasservogel briiten vor Badenden, das leuchtet
ein, auch mit einem geniigend breiten Pufferbereich. Aber das Naturschutzargument greift nicht auf
den ca. 400 Metern zwischen Vogelturm und Seemuseum. Dort kann man zwischen den Steinen kaum
eine Pflanze oder ein Tier entdecken. Warum also sollte man dort nicht baden? Warum soll man den
Einstieg nicht erleichtern? Das Baden widerspricht doch nicht der Nutzung als Landschaft im Natur-
schutzgebiet. Die Badenutzung, die sich auf sonnige Sommertage beschrankt, darf doch genauso ihren
Platz haben wie der ruhige Spaziergang an einem Friihlingsmorgen oder das einsame Joggen an einem
nebligen Herbsttag. Es ist uns wirklich ein Anliegen, dass man im Seeburgpark auch gut baden und so
den Lebensraum See erfahren und geniessen kann. Aber ohne wirkliche Absicht haben wir mit unserer
Anfrage auch ein grdsseres Fass aufgemacht. Letztlich geht es ganz grundsatzlich um die Frage, wie wir
unseren Seeburgpark nutzen wollen. Es ist noch gar nicht so wahnsinnig lange her, dass sich die Nut-
zung eines Parks darauf beschrankte, in Sonntagskleidern spazieren zu gehen, ohne dabei die Wege zu
verlassen. Auf der Wiese standen Schilder mit "Rasen betreten verboten". Die Nutzung von Parkanla-
gen verandert sich. Im Seeburgpark wird zwar schon langer auch gebadet, aber das Bedirfnis steigt.
Auf die verénderten, teilweise sich widersprechenden Anspriiche kdnnen wir jetzt als Gemeinde mit
Verboten reagieren. Oder wir suchen nach Lésungen. Entgegen der Einschatzung des Stadtrats glauben
wir, dass eine Aktualisierung des Richtplans beziehungsweise ein Teilrichtplan wenigstens gepruft wer-
den sollte. Fragen wir uns doch, wie der Seeburgpark heute genutzt werden und wie er sich weiterent-
wickeln soll. Fragen wir die Bevolkerung, welche Nutzung sie sich im Seeburgpark wiinscht. Wir haben
auf unseren Vorstoss unerwartet viele Reaktionen aus der Bevolkerung erhalten. Von der erschrocke-
nen Bitte, diese Anfrage nicht weiterzuverfolgen bis hin zu grossem Lob sowie die Riickmeldung, dass
die Zugénglichkeit zum Wasser im Seeburgpark schon lange ein dringliches Thema sei. Das hat uns in
erster Linie gezeigt, dass der Seeburgpark der Kreuzlinger Bevolkerung ein grosses Anliegen ist und die
Nutzungsanspriiche breit gefachert sind. Dass wir so einen schonen Stadtpark haben, mit dem sich die
Bevolkerung so stark identifiziert, weist darauf hin, dass Verwaltung und Politik in der Vergangenheit
vieles richtiggemacht haben. Die Nutzung des Seeburgparks zu tiberdenken und dabei die Bevolkerung
einzubeziehen, bietet aber die Chance, die Qualitaten des Parks auch fur die Zukunft zu sichern und
Nutzerkonflikte zu entscharfen. Wir missen den verschiedenen Nutzergruppen Raum geben. Es gibt
sicher das berechtigte Bediirfnis nach Ruhe und Entspannung sowie die Notwendigkeit von Schutzréau-
men fir die Natur. Aber es sollte zum Beispiel auch Orte fir Jugendliche geben, wo sie sich treffen
kénnen. Es sollte Wege geben am See fiir Menschen, die nicht gut oder gar nicht zu Fuss unterwegs
sind. Oder Zugang zum Wasser fir kleine Kinder. Dabei muss nicht alles im 6stlichen Seeburgpark Raum

Seite 417



finden, was wir angesprochen haben. Mit Interesse haben wir davon gelesen, dass eine Umgestaltung
und Aktivierung des Uferbereichs unterhalb der Bodensee-Arena langerfristig angestrebt wird. Viel-
leicht wére es aber angebracht, diese Aufgabe zeitnah anzugehen. Denn Konstanz will in den nachsten
zwei Jahren die Planung und Neugestaltung des Konstanzer Klein-Venedig angehen. Gerade heute
Nachmittag haben sie im Konstanzer Gemeinderat Uber einen entsprechenden Planungskredit beraten.
Auch die SP Kreuzlingen wird sich weiter mit den vielfaltigen Nutzungsanspriichen und dem Schutz des
Seeburgparks als Naherholungsgebiet auseinandersetzen. Als Nachstes geplant ist ein Stadtgesprach,
die Durchfuihrung ist aber leider noch von der Weiterfiihrung der Corona-Massnahmen abhangig.

GR Ricklin: Ich danke dem Stadtrat ebenfalls fir die umsichtige Beantwortung. Und das Hervorheben,
dass bereits jetzt fur die verschiedenen Nutzer und Nutzerinnen alles vorhanden ist, dass man auch
sieht, dass man einen schitzenswerten Bereich hat und diesen nicht einfach fiir die Badenden 6ffnen
will. Was passiert, wenn man noch mehr Angebote macht? Das zieht natlrlich mehr Leute an. Im Mo-
ment ist es vielleicht nicht so attraktiv, um dort zu baden. Ich finde das persénlich eigentlich sehr gut.
Wir haben zur Gentige Angebote zum Baden. Man kann ins Hornli, man kann an die Surf-Wiese gehen,
das sollte eigentlich reichen. Die Leute, die im Seeburgpark sind, gehen auch baden, nur kommt man
dort vielleicht nicht so einfach hinein. Das hat aber auch seinen Grund, denn wir haben dort hinten
viele naturbelassene Sachen fiir die Tiere, die dort Zugang haben. Der Stadtrat hat es sehr gut beschrie-
ben und ich bin sehr froh, dass wir die Antwort so erhalten haben, dass der Bereich hoffentlich auch
weiterhin tabu bleibt fiir eine Offnung. Denn wie gesagt, wenn man anfangt, wird als Nachstes ein WC
verlangt oder das man sich setzen kann und plétzlich hat man dort einen Kiosk. Ein grosses Problem,
das wir bereits haben, ist der Abfall. Das ist jetzt schon ein Riesenproblem im Seeburgpark und ich kann
mir vorstellen, dass wiirde noch zunehmen, wenn man dort noch mehr Infrastruktur zur Verfigung
stellt. Ich finde, man soll das dort schiitzen, man soll es mdglichst so belassen, wie es ist. Anders sieht
es vielleicht im Bereich beim Hafen respektive dort, wo es Richtung Konstanz geht, aus. Ich denke, dort
gibt es noch Kapazitaten, um etwas zu gestalten und attraktiver zu machen. Dort sieht man auch den
Hintergrund respektive den Uferbereich nach hinten, dort haben wir keine naturnahen Sachen wie
Tuimpel und so weiter. Das ware vielleicht der Ort, wo man etwas machen kénnte, aber ganz sicher
nicht im Parkbereich der Seeburg und dort, wo die Timpel sind. Herzlichen Dank fur die Beantwortung
und ich hoffe, dass das so bleiben wird.

SR Zille: Als wir im Stadtrat diese Beantwortung machten und mit unseren Fachleuten aufbereiteten,
hatten wir natirlich ebensolche Diskussionen, wie sie dann auch auf Facebook und andernorts gefiihrt
wurden. Es war fast ein bisschen ein Seilziehen auf diese oder jene Seite. Die einen fanden es eine
verriickte Idee, die anderen sagten top. Wir hatten einen ganz speziellen Sommer und haben selber
festgestellt, dass die Surf-Wiese und andere Orte von Badegasten immer mehr belagert wurden. Wir
sagten, wir missen verninftig sein und nicht ein Badeverbot aussprechen, obwohl es zum Teil wahn-
sinnig kritisch war, gerade beim Yachthafen. Es geht auch um die Sicherheit. Corona-bedingt konnte
niemand ins Hornli, niemand ging in die Ferien, es gab einen richtig grossen Auflauf. Wir haben im
Seeburgpark auch nicht Polizist gespielt, wenn dort jemand ins Wasser ging. Ich glaube, wenn das in
diesem Rahmen bleibt, kann ich versichern, dass wir dort kein Badeverbot aussprechen werden. Aber
sobald man es vielleicht noch mit einem Sandstrand und einem Steg macht, kommen die Installationen.
Dann will man eine Dusche, dann will man ein WC und so weiter. Gerade in diesem Teil des Parks, wo
hinten ein Naturschutzgebiet ist, ist nicht alles nur fiir die Freizeit, sondern da gibt es wunderschone
Anlagen, die wir naturgerecht gemacht haben. Biodiversitat ist da ein Schlagwort, die ich einmal in
einer Fihrung genau in dem Abschnitt dieser 400 Meter erleben durfte. Wir haben aber gesehen, dass
der Wunsch wirklich da ist. Die Anfragesteller haben das nicht einfach aus der Luft gegriffen. Wir haben
gesehen, dass vor allem im Teil Richtung Konstanz, hinter den Fussballfeldern, Klein-Venedig Richtung
Konstanz durchaus ein Potenzial wéare. Dort haben wir auch den Vorteil, dass dort keine Leute wohnen.
Man kann auch mal ein bisschen Musik laufen lassen, man kann ein Grillfest machen, wir haben sogar
Grills aufgestellt. Dort méchte man eine Belebung haben. Wir wissen das wegen Konstanz, wir waren
auch schon an Planertreffen, man hat Europan miteinander angeschaut. Dort wollen wir sicher eine
Aufwertung erreichen, dass Jung und Alt dort auch andere Aktivitdten machen kdnnen als nur durch
den Seeburgpark spazieren. Das wollen wir wirklich in Angriff nehmen, darum haben wir das in der
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Beantwortung so erwéhnt. Es gibt ein paarmal ein Nein, aber am Schluss haben wir ein Tirchen ge6ff-
net und das wére eine Chance flr uns. Ich wirde einfach alle Leute, die an der Seeburg und am Natur-
schutzgebiet mit Recht héngen — ich bin auch einer davon — bitten, das nicht tiberlaufen zu lassen und
es zu einer Badi zu machen.

GR Leutenegger: Ich wollte mich eigentlich dem Dank von Judith Ricklin an den Stadtrat anschliessen.
Die Antwort ist sehr umsichtig, umfangreich und lasst, wie SR Zille gerade gesagt hat, auch ein Hinter-
turchen offen. Es ist nicht so, dass dieser Plan im stillen Kimmerlein von einem Planer entstanden ist
und dieser beschlossen hat, im Seeburgpark soll nicht gebadet werden, sondern es war auch ein de-
mokratischer Prozess, nachdem eine Motion im Gemeinderat angenommen wurde, man solle diese
Planung machen und gleichzeitig in einer breit abgestutzten stadtratlichen Kommission dieser Richt-
plan erarbeitet und vom Gemeinderat abgesegnet wurde. Man hat sich Uber genau diese drei Zonen
Gedanken gemacht, namlich dstlich vom Yachthafen bis zur Gemeindegrenze Bottighofen. Dort ist
Sport, Erholung, Badebetrieb, diese sind in dieser Zone grundsétzlich richtig. In der Mitte mochten wir
gern Kultur und Natur die Prioritat geben. Und schliesslich vom Kursschifffahrtshafen bis zur Grenze
sollte eine Entwicklung maglich sein. Uber den Badebetrieb hat man lange und ausfiihrlich diskutiert,
daher ist diese Diskussion irgendwie Schnee von gestern. Gebadet hat man friiher schon und die Stadt
hat sich einschliesslich juristischer Meinung damit befasst, wie man damit dort umgeht. Es gab einen
Konsens, man duldet es, Judith Ricklin hat das auch gesagt, man darf in den See, es kommt kein Polizist
und sagt, du darfst hier nicht baden, weil ein Blesshuhn davonschwimmt. Aber man fordert es nicht.
Also Hande weg, dort eine Infrastruktur zu machen, denn sobald die Stadt dort eine Infrastruktur ma-
chen wiirde, wird sie auch in einem gewissen Sinn haftbar und ist fiir diese Einrichtung verantwortlich.
Dann kommt der ganze nachgelagerte Bereich, wo es ein WC braucht und, und, und. Es ist langst nicht
damit getan, dass ein Sandstrand von der Bauverwaltung unterhalten wirde. In diesem Sinn méchte
ich den Stadtrat bestarken, am Kurs, der in der Interpellationsbeantwortung zum Ausdruck kommt,
festzuhalten.

Verschiedenes
15. Verschiedenes

15.1 Postulat Abgaben der technischen Betriebe an das Gemeinwesen fiir die Nutzung von Grund und
Boden im Bereich Erdgas

Der Ratsprasident: Es ist ein Postulat eingegangen, welches von sechs Gemeinderaten der Freien Liste
mit dem Titel "Abgaben der Technischen Betriebe an das Gemeinwesen fiir die Nutzung von Grund
und Boden im Bereich Erdgas” unterzeichnet wurde.

15.2 Postulat Lohngleichheit fir die Stadt Kreuzlingen

Der Ratsprasident: Weiter wurde ein Postulat eingereicht von der SP/GEW/JUSO-Fraktion mit dem
Titel "Lohngleichheit in der Stadt Kreuzlingen, der Stadtrat wird eingeladen zu prifen, die auf Bundes-
ebene lancierte Charta der Lohngleichheit im 6ffentlichen Sektor mitzuunterzeichnen”. Unterzeichnet
wurde das von 15 Gemeinderéaten. Ich bitte diese 15 Gemeinderate, noch kurz hierzubleiben, weil die
Unterschriften teilweise nicht lesbar sind, damit die Stadtkanzlei die richtigen Interpretationen macht,
was das fir Unterschriften sein konnten. Daher ware ich froh, wenn diejenigen, die unterschrieben
haben, Stefanie Frey das noch mitteilen kdnnten. Im Gegensatz dazu ist jenes von der Freien Liste
vorbildlich mit Grossbuchstaben schén hingeschrieben unter der Unterschrift, damit man es gut lesen
kann. Ich wére froh, wenn die SP der Stadtkanzlei da noch ganz kurz helfen kdnnte.

GR Kuntzemdller: Erlauben Sie mir doch bitte ein paar wenige S&tze zu unserem erneut eingereichten
Postulat zur Charta Lohngleichheit. Und nein, das ist nicht schon die Begriindung unseres Postulats.
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Das letzte Mal gingen die Wogen aber so hoch, dass ich an dieser Stelle, auch wenn es nicht unbedingt
deutlich ist, doch gern noch etwas dazu sagen wirde. Wir feiern dieses Jahr 50 Jahre Frauenstimm-
recht in der Schweiz. Am 8. Mérz war Internationaler Tag der Frau. Am 7. Marz haben wir tber das
Verhullungsverbot, die sogenannte Burkainitiative abgestimmt. Das Stimmvolk setzte sich gemass Ini-
tiativkomitee und dessen Unterstiitzerinnen und Unterstiitzern nach ihren Angaben damit fur die
Rechte der Frauen ein. Wenn das tatsachlich die Absicht hinter dieser Initiative war, freut uns das sehr.
Daher erlauben wir uns, unseren Vorstoss vom 8. Marz 2018 einzureichen. Wir haben lediglich die
Zahlen beziehungsweise die Statistik nach oben anpassen missen. Tatsachlich ist es bezeichnend, ei-
nen Vorstoss aus dem Jahr 2018 einfach so aus der Schublade zu nehmen, aber durchaus reprasentativ
fiir den langen, langen Weg zur Gleichstellung. Ich bedanke mich schon jetzt fur eine wohlwollende
Prifung. Begriinden werden wir unser Postulat gern an der nachsten Sitzung.

15.3 Nachtrag zum Traktandum 13.1 Corona-Fonds

STP Niederberger: Ich mdchte gern zu zwei Themen noch etwas sagen. Riickblickend auf den Corona-
Fonds mdchte ich mich ganz herzlich bedanken fir die deutliche Zustimmung zu diesem Nachtragskre-
dit und auch fiir das entgegengebrachte Vertrauen. Ich kann bestétigen, dass wir die Hinweise, die wir
aus der FRK bekommen haben, selbstversténdlich in die Richtlinie einbauen werden. Wir werden das
zeitnah machen und die Richtlinie an der ndchsten Stadtratssitzung behandeln und mit der Information
nach Aussen starten, damit das publik wird. Vielen Dank fir die Hinweise und die Unterstutzung.

15.4 Neubau Stadthaus

STP Niederberger: Weiter mochte ich gern eine Erklarung zum Thema Stadthaus abgeben. Im Namen
des Stadtrats mochte ich gern das weitere Vorgehen aufzeigen, wie wir das im Stadtrat besprochen
haben. Am letzten Sonntag haben die Kreuzlinger Stimmberechtigten der Volksinitiative zur Freihal-
tung der Festwiese zugestimmt. Dieser Volksentscheid gibt dem Stadtrat und dem Gemeinderat den
Auftrag, an einem anderen Standort ein Alternativprojekt zu erarbeiten und zur Abstimmung zu brin-
gen. Diesen Auftrag werden wir sofort an die Hand nehmen, um baldmdglichst ein gutes, vergleichba-
res Projekt zur Entscheidung vorlegen zu kbnnen. Der Stadtrat hat am letzten Dienstag die ersten wei-
teren Schritte festgelegt. Die Erfahrungen aus der Stadthausgeschichte zeigen uns, wie wichtig es ist,
ein gutes, strukturiertes Vorgehen vorzulegen. Schnellschiisse oder voreilige Entscheide sind jetzt fehl
am Platz. Oberstes Ziel muss sowohl flir den Stadtrat wie auch fur den Gemeinderat sein, dass wir der
Kreuzlinger Bevoblkerung ein gutes Alternativprojekt prasentieren kdnnen, welches in der folgenden
Volksabstimmung eine breite Zustimmung findet. Kreuzlingen befasst sich schon seit Giber 30 Jahren
mit der Raumsituation der Stadtverwaltung. Vor diesem Hintergrund und auch vom Umfang der Pla-
nung her kénnen wir nicht innerhalb einer Woche alle Probleme 16sen und ein neues Projekt auf den
Tisch legen. Struktur und Grundlagen fir ein zielfihrendes Vorgehen missen wir zuerst intern bestim-
men und festlegen. Zu den ersten Schritten: Der Stadtrat wird das weitere Vorgehen innert Monatsfrist
festlegen. Folgende Teilbereiche werden wir diskutieren und aktualisieren: Zuordnung und Aufteilung
der Verwaltungsabteilungen, Aktualisierung des Raumprogramms, Auslegeordnung zum Thema Stand-
ort— da werden wir auch den Facher 6ffnen Neubau, Umbau mit Erweiterung, Miete, Stockwerkeigen-
tum und so weiter, Gestaltung der Festwiese, Tiefgarage in der Festwiese, alles eingebettet in die
Stadt- und Zentrumsentwicklung. Diese Grundlagen und die einzelnen Teilaspekte wollen wir zuerst
verwaltungsintern besprechen. Am 25. Méarz werden wir im Rahmen des jéhrlichen Austauschs mit den
Fraktionspréasidenten ebenfalls tiber das Thema Stadthaus sprechen. In einem weiteren Schritt werden
wir intern — Stadtrat und Abteilungsleiter — einen Workshop machen und dort zu den einzelnen The-
menbereichen Vor- und Nachteile eruieren und eine Bewertung machen, damit wir uns fir eine Vari-
ante entscheiden kdnnen. Das wollen wir néchsten Monat erledigen. Anschliessend kdnnen wir uns
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sehr gut vorstellen, dass wir einen Diskussionskreis werden, aber zuerst werden wir die internen Ab-
klarungen bei uns im Stadtrat machen. Zu Zeitplan und Prioritaten: Ich habe in den Medien gesagt,
dass die Raumsituation der Stadtverwaltung erste Prioritat hat und die Gestaltung der Festwiese und
Tiefgarage zweite Prioritat. Man muss einfach sehen, dass Uber all diesen Planungen, Projekten, Stand-
ortfragen wir immer den Auftrag einer nachhaltigen Stadtentwicklung haben. Wir verfolgen schon seit
Jahren mit der Stadtentwicklungsplanung, aber auch mit der Revision der Ortsplanung das Ziel der
Zentrumsgestaltung. Deshalb missen das Alternativprojekt und all die Nebenthemen und auch die
raumplanerischen Aspekte beriicksichtigen. Die heutigen Raumverhaltnisse, die Erschliessung respek-
tive Zuganglichkeit der Stadtverwaltung sind fur die Bevélkerung und fir die Mitarbeitenden unbe-
strittenermassen schlecht. Die alten stadtischen Liegenschaften mussen instandgesetzt werden und
sie mussen auch den Vorschriften beziglich Energie und Zuganglichkeit entsprechen, deshalb miissen
diese Liegenschaften umgebaut werden. Eine juristische Sachlage haben wir. Das Projekt Schlussstein
besteht weiterhin aus juristischer Sicht und kann erst definitiv abgeschrieben werden, wenn das Alter-
nativprojekt von den Kreuzlinger Stimmberechtigten angenommen wird. Bis dorthin knnen wir be-
zliglich Umsetzung von Festwiese und Tiefgarage keinen Vorentscheid abholen. Der Gesamtstadtrat
hat das Ziel und den klaren Willen, jetzt rasch ein Alternativprojekt erarbeiten zu lassen, dass eine
breite Unterstltzung in der Bevolkerung beziehungsweise bei den Kreuzlinger Stimmberechtigten fin-
det. Wir konzentrieren uns voll und ganz auf das Alternativprojekt und wir werden dem Volk einen
guten Vorschlag zur Entscheidung unterbreiten.

15.5 Motion zum Schutz der Artenvielfalt in der Stadt Kreuzlingen

SR Zzille: Am 11. Juni 2020 wurde eine Motion eingereicht zum Schutz der Artenvielfalt in der Stadt
Kreuzlingen, also zur Biodiversitat. Diese Motion wurde mit 35 Ja-Stimmen gegen 3 Nein-Stimmen an-
genommen und ist somit ein ganz klarer Auftrag. Normal wird bei einer Motion nach einem Jahr ein
Bericht erstattet und ein Antrag gestellt, was man macht. Es ist ein bisschen aussergewdhnlich, warum
ich jetzt schon komme, bevor das Jahr um ist. Der Grund ist, jetzt fangt die Natur an zu leben, und wir
haben gesagt, eigentlich miissen wir ein bisschen schneller machen und nicht erst im Sommer mit dem
Massnahmenplan kommen. Wir wollen bereits vorgéangig eine Kommission mit elf Leuten bilden, auch
mit Leuten aus dem Gemeinderat, damit jede Fraktion jemanden delegiert, der vielleicht auch ein fach-
spezifisches Know-how hat und in dieser stadtratlichen Kommission mitmacht, die wir auch mit Fach-
leuten und Leuten aus der Verwaltung und extern bestticken, wo man die Massnahmen bereits wei-
tertreibt. Natdrlich kdnnte man jetzt auch sagen, wir warten bis im Juni, aber wir mdchten das friiher
lancieren. Wir hoffen auch, dass der Gartentag stattfinden kann, vielleicht verschieben wir ihn auch
noch, denn das ware das Kickoff, um den Massnahmenplan Biodiversitat zu machen und umzusetzen.
Ich muss aber auch sagen, dass die Stadt Kreuzlingen bereits diverse Sachen gemacht hat. Seeburg,
Lengwiler Weiher mit Pronatura, Bachdffnungen und so weiter. Kreuzlingen ist eben schon recht weit.
Und auch der andere politische Vorstoss, der Greendeal ist zum richtigen Zeitpunkt gekommen, um
noch ein bisschen Schub zu verleihen. Und auch die gute Abstimmung hat uns Schub gegeben, jetzt
mussen wir vorwartsmachen. Und wir wollen ein paar Monate friiher vorwértsmachen, das ist ausser-
gewdhnlich, darum wollte ich heute dartber informieren. Wir werden eine Anfrage an alle Fraktionen
machen, damit diese Leute delegieren kdnnen. Mit Stefan Braun, unserem Umweltbeauftragten, wird
dann das weitere Vorgehen besprochen. Erschreckt also bitte nicht, wenn wir einmal ein bisschen
schneller sind. Sonst sind wir meist ein bisschen langsamer, heute sind wir ein bisschen schneller. Ich
hoffe, ihr seid einverstanden.
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15.6 Auftrag an Stadtrat beziiglich Reglement Giber den Landkredit

GR Andreas Hebeisen: Ich habe eine Bitte an den Stadtrat: Heute Abend wurde der Entscheid geféllt
— entgegen der bisherigen Praxis und des Reglementtextes — dass man eine Liegenschaft nicht zum
Anschaffungswert aus dem Landkreditkonto herausnimmt, sondern zum aktuellen Verkehrswert. Dies
eroffnet auch die Perspektive flr unseren Standpunkt. Dies ist ndmlich im Prinzip auch eine Erhéhung
des Landkreditkontos. Bisher war es immer so, man hat eine Liegenschaft zum Anschaffungswert drin
gehabt und auch zum Anschaffungspreis wieder herausgenommen. Wenn man es jetzt natirlich so
macht wie heute, dann wird sich dieses Landkreditkonto schdn erh6hen — das ist eigentlich ganz in
unserem Sinne. Ich bitte dies den Stadtrat zur Kenntnis zu nehmen und bitte an der ndchsten Gemein-
deratssitzung darlber zu berichten, ob es richtig ist, dass diese Liegenschaft zu diesem Preis — gemass
heutiger Botschaft — herausgenommen wird, das heisst das Landkreditkonto wird um diesen Betrag
entlastet. Das muss auch so sein. Und der zweite Punkt ist, der Gemeinderat entscheidet ja nicht im
Einzelfall irgendetwas, man darf davon ausgehen, dass dies heute Abend ein Grundsatzentscheid ge-
wesen ist und dann bitte ich den Stadtrat dies auch zu klaren, in welcher Form dies geschieht.

STP Niederberger: Wir haben den Auftrag aus einer Diskussion in der FRK, wo die letzten Grundsticke
— war ungefahr vor eineinhalb Jahren — aus dem Landkreditkonto herausgenommen wurden und teil-
weise an das Verwaltungsvermégen und teilweise an das Finanzvermdgen zugewiesen wurden — von
dort haben wir den Auftrag erhalten, das Reglement tiber den Landkredit zu tberarbeiten. In der Zwi-
schenzeit haben auch bereits Gesprache mit Vertretern der FRK stattgefunden. Wir werden eine To-
talrevision dieses Reglements Landkredit machen und bereits am néachsten Dienstag werden wir im
Stadtrat eine Grundsatzdiskussion uber den Entwurf der Totalrevision fiihren. Die Diskussionen von
heute werden wir naturlich ebenfalls mit einfliessen lassen. Es ist geplant, dass dieses Geschaft an der
Gemeinderatssitzung vom Juli behandelt wird.

Der Ratsprasident: Da keine weiteren Wortmeldung gewiinscht werden, schliesse ich die Sitzung und
bedanke mich.

Sitzungsende: 21.55 Uhr

Beilagen

1. Tischvorlage zum Traktandum 12

2. Tischvorlagen zum Traktandum 13

3. Postulat Abgaben der technischen Betriebe an das Gemeinwesen fur die Nutzung von Grund
und Boden im Bereich Erdgas

4. Postulat Lohngleichheit fiir die Stadt Kreuzlingen

Geht an

— Mitglieder des Gemeinderats
— Adressaten gemass besonderem Verteiler

Fir die Richtigkeit:
Der Gemeinderatsprasident Der Sekretar
Der Vizeprasident Der Stimmenzahler
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Kreuzlingen Gemeinderat Beilage 1
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-

Sitzung des Gemeinderats vom 11. Méarz 2021

Ersatzwahl in die Kommissionen (Traktandum 12)

Von der Fraktion SP/GEW/JUSO wird folgender Vorschlag unterbreitet, giltig ab 26. Ja-
nuar 2021:

Einblrgerungskommission
Mitglied bisher Gerardo Lioi neu Addisalem Hebeisen

Finanz- und Rechnungsprufungskommission
Suppleant bisher Gerardo Lioi neu Addisalem Hebeisen

Kommission Gesellschaft, Kultur, Sport
Suppleant bisher Gerardo Lioi neu Addisalem Hebeisen

11. Marz 2021 / Stadtkanzlei



—~ Kreuzlingen Stadtrat Beilage 2.1
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Vorschlag Stadtrat an FRK/GKS fir 16. Februar 2021

Synoptische Ubersicht Botschaft Weiterentwicklung der Liegenschaft Schiesser / Tischvorlage 1

11. Februar 2021


Benz Janine
Textfeld
Tischvorlage 1


Benz Janine
Textfeld
Vorschlag Stadtrat an FRK/GKS für 16. Februar 2021


Alt Botschaft bisher

Neu Antrag Stadtrat

Botschaftstitel
(Seite 1)

Weiterentwicklung der Liegenschaft Schiesser

a.

Uberfiihrung der Liegenschaft Schiesser (Parzelle
Nr. 242) aus dem Landkreditkonto in das Verwal-
tungsvermogen in Hohe von CHF 4.87 Mio.
Beitrag an den Kulturbetrieb Kult-X fir drei Jahre
in Hohe von insgesamt CHF 750'000.— (CHF
250'000.—/Jahr)

Planungskredit flr die nachsten baulichen Sanie-
rungs- und Umbauetappen der Liegenschaft
Schiesser flir den zukinftigen Kulturbetrieb in
Hohe von CHF 220'000.—

Weiterentwicklung der Liegenschaft Schiesser

a.

Kreditbegehren von insgesamt CHF 5.62 Mio. fiir
die Uberfiihrung der Liegenschaft Schiesser (Par-
zelle Nr. 242) aus dem Landkreditkonto in das Ver-
waltungsvermogen in Hohe von CHF 4.87 Mio.
und einen Beitrag an den Kulturbetrieb Kult-X fur
drei Jahre in Hohe von insgesamt CHF 750'000.—
zuhanden der Volksabstimmung

N 2 ton Kulturbetrich Kult-X firdreita)

Y . CHE 750'000.—{CHF
250'000.—Hahr)

Planungskredit flr die nachsten baulichen Sanie-
rungs- und Umbauetappen der Liegenschaft
Schiesser fiir den zukiinftigen Kulturbetrieb in
Hbhe von CHF 220'000.— vorbehdltlich der Zu-
stimmung der Volksabstimmung zu Litera a.
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Antrag
(Seite 9)

Der Stadtrat beantragt Ihnen, der Weiterentwicklung der
Liegenschaft Schiesser mit

a. der Uberfiihrung der Liegenschaft Schiesser (Par-

zelle Nr. 242) aus dem Landkreditkonto in das Ver-
waltungsvermdgen in Hohe von CHF 4.87 Mio.

b. einem Beitrag an den Kulturbetrieb Kult-X fur drei
Jahre in Hohe von insgesamt CHF 750'000.— (CHF
250'000.—/Jahr)

C. einem Planungskredit fur die nachsten baulichen
Sanierungs- und Umbauetappen der Liegenschaft
Schiesser flir den zukinftigen Kulturbetrieb in
Hohe von CHF 220'000.—

zuzustimmen.

Der Stadtrat beantragt lhnen, der Weiterentwicklung der
Liegenschaft Schiesser mit einem

a. Kreditbegehren von insgesamt CHF 5.62 Mio. fir
die Uberfiihrung der Liegenschaft Schiesser (Par-
zelle Nr. 242) aus dem Landkreditkonto in das Ver-
waltungsvermogen in Hohe von CHF 4.87 Mio.
und einen Beitrag an den Kulturbetrieb Kult-X fir
drei Jahre in H6he von insgesamt CHF 750'000.—
zuhanden der Volksabstimmung und

b . Bei on Kulturbetricb KultX fir-drei
| hreinHEl . CHE 750'000.—{CHE
250'000.—Hahr)

b. einem Planungskredit fir die nachsten baulichen
Sanierungs- und Umbauetappen der Liegenschaft
Schiesser fiir den zuklinftigen Kulturbetrieb in
Hbhe von CHF 220'000.— vorbehdltlich der Zu-
stimmung der Volksabstimmung zu Litera a.

zuzustimmen.
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~

Tischvorlage 2
Botschaft Weiterentwicklung der Liegenschaft Schiesser

Synoptische Ubersicht
Antrage Kommissionen FRK/GKS aufgrund der Vorberatung am 16. Februar 2021

3. Mérz 2021



Alt Botschaft bisher

Antrag FRK/GKS

Botschaftstitel
(Seite 1)

Weiterentwicklung der Liegenschaft Schiesser

a.

Uberfiihrung der Liegenschaft Schiesser (Parzelle
Nr. 242) aus dem Landkreditkonto in das Verwal-
tungsvermogen in Hohe von CHF 4.87 Mio.
Beitrag an den Kulturbetrieb Kult-X fur drei Jahre
in Hohe von insgesamt CHF 750'000.— (CHF
250'000.-/Jahr)

Planungskredit fir die nachsten baulichen Sanie-
rungs- und Umbauetappen der Liegenschaft
Schiesser fir den zukinftigen Kulturbetrieb in
Hohe von CHF 220'000.—

Weiterentwicklung der Liegenschaft Schiesser

a.

Uberfithrung der Liegenschaft Schiesser (Parzelle
Nr. 242) aus dem Landkreditkonto in das Verwal-
tungsvermogen in Hohe von CHF 4.87 Mio. zu-
handen der Volksabstimmung

Beitrag an den Kulturbetrieb Kult-X fur drei Jahre
in Hohe von insgesamt CHF 750'000.— (CHF
250'000.—/Jahr) zuhanden der Volksabstimmung

Planungskredit flr die nachsten baulichen Sanie-
rungs- und Umbauetappen der Liegenschaft
Schiesser fur den zuklnftigen Kulturbetrieb in
Hohe von CHF 220'000.— vorbehaltlich der Zu-
stimmung der Volksabstimmung zu Lit. A.

Seite 2



Antrag
(Seite 9)

Der Stadtrat beantragt Innen, der Weiterentwicklung der
Liegenschaft Schiesser mit

a.

der Uberfilhrung der Liegenschaft Schiesser (Par-
zelle Nr. 242) aus dem Landkreditkonto in das Ver-
waltungsvermdogen in Hohe von CHF 4.87 Mio.
einem Beitrag an den Kulturbetrieb Kult-X fir drei
Jahre in Hohe von insgesamt CHF 750'000.— (CHF
250'000.—/Jahr)

einem Planungskredit fir die nachsten baulichen
Sanierungs- und Umbauetappen der Liegenschaft
Schiesser flir den zukinftigen Kulturbetrieb in
Hohe von CHF 220'000.—

zuzustimmen.

Der Stadtrat beantragt Ihnen, der Weiterentwicklung der
Liegenschaft Schiesser mit

a.

C.

Uberfithrung der Liegenschaft Schiesser (Parzelle
Nr. 242) aus dem Landkreditkonto in das Verwal-
tungsvermogen in Hohe von CHF 4.87 Mio. zu-
handen der Volksabstimmung

Beitrag an den Kulturbetrieb Kult-X fur drei Jahre
in Hohe von insgesamt CHF 750'000.— (CHF
250'000.—/Jahr) zuhanden der Volksabstimmung

Planungskredit flr die nachsten baulichen Sanie-
rungs- und Umbauetappen der Liegenschaft
Schiesser fur den zuklnftigen Kulturbetrieb in
Hohe von CHF 220'000.— vorbehaltlich der Zu-
stimmung der Volksabstimmung zu Lit. A.

zuzustimmen.
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Beilage 3

GR Daniel Moos, Freie Liste/Griine 11. Marz 2021

Postulat: Abgaben der technischen Betriebe an das
Gemeinwesen fiir die Nutzung von Grund und Boden im
Bereich Erdgas

Sehr geehrter Herr Prasident

Ich reiche |hnen gestutzt auf Art. 47 des derzeit gultigen Geschéftsreglements des
Gemeinderates zuhanden des Stadtrates folgendes Postulat ein:

1. Der Stadtrat wird beauftragt zu priifen in wie weit die Technischen Betriebe im
Bereich Gas fur die Nutzung von Grund und Boden eine angemessene
jahrliche Abgabe an die Gemeinde entrichten.

2. Fur den Fall, dass keine jahrlichen Abgaben im Bereich Erdgas von den
Kundinnen und Kunden der technischen Betriebe eingezogen werden, soll der
Stadtrat eine entsprechende Beschlussvorlage gemass Art. 65 Abs. 4 der
aktuellen Gemeindeordnung dem Gemeinderat vorlegen um zukinftig die
Abgaben fir die Nutzung von Grund und Boden zu regeln.

Begriindung

Gemass der aktuellen Gemeindeordnung Art. 65 Abs. 4, entrichten die technischen
Betriebe der Gemeinde fiir die Nutzung von Grund und Boden eine angemessene
jahrliche Abgabe, die vom Gemeinderat festgelegt wird. Die Abgabe wird den
Endverbrauchern und den Endverbraucherinnen als Gebuhr auf der Basis ihrer
Netznutzung belastet.

Gemass dem aktuellen Tarifblatt (Gastarif 2021) der Technischen Betriebe
Kreuzlingen setzt sich der Gasproduktpreis aus Grund- und Arbeitspreis zzgl. CO2-
Abgabe zusammen. Eine Abgabe an die Gemeinde furr die Nutzung von Grund und
Boden ist nicht aufgefiihrt beziehungsweise vorgesehen.

Bei den aktuellen Stromtarifen (2021) ist jeweils eine Abgabe an die Stadt in der
Hoéhe von 0.39 Rp. pro Kilowattstunde ausgewiesen.

Mit freundlichen Griissen

GR Daniel Moos, Freie Liste/Griine
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Beilage 4

Sozialdemokratische Partei
Kreuzlingen

Kreuzlingen, 11. Md&rz 2021

Postulat

Lohngleichheit fur die Stadt Kreuzlingen

Begehren

Der Stadtrat wird eingeladen zu prifen, die auf Bundesebene lancierte «Charta der
Lohngleichheit im éffentlichen Sektom mitzuunterzeichnen.

Begrindung

Seit mehr als 39 Jahren ist die Lohngleichheit von Frau und Mann in der
Bundesverfassung festgeschrieben. Trotz all der Jahre, die seither vergangen sind,
wartet die Bestimmung weiterhin auf ihre Umsetzung, betrug doch der nicht
erklarbare Teil des Lohngefdlles zwischen Mdnnern und Frauen 2018 immer noch
8.1%. Diese Situation ist inakzeptabel.

Angesichts dessen muss der &ffentliche Sektor, auf Bundes- genauso wie auf
kantonaler und kommunaler Ebene, mit dem guten Beispiel vorangehen. In diesem
Sinn hat der Bund eine Charta fUr die o&ffentliche Hand ausgearbeitet. Indem
Kreuzlingen diese unterzeichnet, verpflichtet sich die Stadt, ihre Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, die mit Lohnfestsetzung und Funktionsbewertung befasst sind, fUr die
Belange des Bundesgesetzes Uber die Gleichstellung von Frau und Mann (GIG) zu
sensibilisieren; in der &ffentlichen Verwaltung die Einhaltung der Lohngleichheit
regelmdssig zu Uberprifen; die der offentlichen Hand nahestehenden
Kérperschaften dazu zu ermutigen; der Lohngleichheit auch im Rahmen des
éffentlichen Beschaffungs- und/oder Subventionswesens Beachtung zu verschaffen
und Uber die konkreten Ergebnisse dieses Engagements Bericht zu erstaften.

Mit einer Unterzeichnung der Charta durch unsere Stadt wirde ein starkes Zeichen
gesetzt — auch im Sinn einer Ermutigung des Privatsektors, bei der Umsetzung des
Gleichstellungsgesetzes mitzuziehen.

FUr die SP/GEW/JUSO-Fraktion Kreuzlingen

<§| ’Q ( 5. madde f#ﬁ%_ ¥l

Charis Kuntzemuller-Dimitrakoudis, Elina Miller, Fabienne Herzog, Kathrin Wittgen, Addisa Hebeisen
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